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Strukturen und Lebensformen neuer Universitäten
Prof. Dr. Hans W enke

Mit freundlicher Genehmigung des Verlages Julius Beltz/ 
W einheim  bringen wir nachstehend einen Auszug aus einem  
Aufsatz von Proi. Dr. Hans W enke, Gründungsrektor der Uni­
versität Bochum, den wir in einer der nächsten Ausgaben der 
Deutschen Universitätszeitung in vollem W ortlaut veröffent­
lichen werden. W egen der grundsätzlichen Bedeutung der 
Ausführungen für die Neugründung wissenschaftlicher Hoch- 

)schulen haben wir uns entschlossen, diesen Beitrag den Le­
sern beider Zeitschriften zugänglich zu machen. Bei der 
Jahreshauptversamlung der „Gesellschaft der Freunde der 
Ruhruniversität Bochum e. V." am 22. Januar in Bochum hielt 
Prof. W enke zum gleichen Thema einen Vortrag (s. HD 
Nr. 3/65, S. 9), der auch in der Presse große Beachtung fand. 
W er heu te über die U niversität, ihre Problem e, T a t­
bestände und A ufgaben spricht, kann  m it dem Interesse 
der öffentlichen M einung rechnen. Das is t  fü r uns, die w ir 
in diesem Bereich arbeiten, sehr erfreulich, weil w ir darin  
eine große Hilfe sehen. M an ru ft alle, die fü r die Pflege 
und Entw icklung des w issenschaftlichen Lebens v e ra n t­
w ortlich sind, dadurch zu größeren A nstrengungen auf, 
daß m an auf die bestehenden M ängel hinw eist. Da die 
E rm unterungen  ausnahm slos u n te r diesem A spekt stehen, 
ist es freilich nicht verw underlich, daß bei denen, die der 
U niversität ferner stehen, aber an deren Geschick lebhaf­
ten A nteil nehm en, G lobalurteile entstehen, die zugleich 
m it dem  H ilferuf das A nsehen der deutschen W issen­
schaft schädigen. Wenn m an solche Ä ußerungen zusam ­
m enhält und unm itte lbar und ohne N achprüfung auf sich 
w irken  läßt, m üßte m an zu durchgängig negativen U rte i­
len kom m en: z. B. die W issenschaft in Deutschland liegt 
u n te r dem Niveau, das sie in anderen L ändern  erreicht 
ha t und hält. Oder: m an m üßte vor die U niversitäten 
Schilder m it der A ufschrift stellen: Das B etreten  dieses 
G eländes ist lebensgefährlich. Solche M einungen sind 
aber nicht hilfreich, sondern entm utigend, und — was w eit 
w ichtiger ist — unberechtigt, weil sie in dieser allgem ei­
nen Form  der W irklichkeit nicht entsprechen. Manchmal 
h a t m an sogar den Eindruck, daß die erreg te S tim m ung 
sich selbständig m acht und überhaup t nicht m ehr auf die 
konkrete S ituation zielt. Das nenne ich den Selbstgenuß 
der K atastrophenstim m ung. Leider feh lt es hier nicht an 
S tim ulantien; denn w er sich in S uperlativen der U n ter­
gangsprophetie ergeht, kann  sicher sein, in der Ö ffentlich­
keit als in teressan ter und w achsam er Geist aufzufallen 
und entsprechend gew ürdigt zu werden. Der E rkenntnis 
und K lärung der S ituation  oder gar der praktischen, kon­
k reten  A bhilfe ha t er dam it freilich nicht gedient. Dazu 
bedarf es d ifferenzierter U rteile in beherrschter, nüchter­
ner Sprache, w enn w ir die T atbestände so darstellen  
wollen, wie sie sich verhalten . D arauf aber kom m t es an, 
und darum  will ich mich h ier bem ühen. Dam it stehe ich 
glücklicherweise nicht allein.
Ich habe es als außerordentlich w ohltuend und sachgerecht 
em pfunden, als ich das H aup tre fe ra t des P räsiden ten  der 
Deutschen Forschungsgem einschaft, Professor G erhard  
Hess, auf der Jah restagung  1963 in M ünchen hörte, der m it 
abgewogenen U rteilen  ein nuancenreiches Bild vom Zu­
stand  der deutschen W issenschaft zeichnete. E r zeigte, 
daß es Forschungsbereiche gibt, in denen Deutschland 
den in ternationalen  S tatus nicht erreicht oder h in ter 
ihm zurückbleibt oder auch un te r das b isher gew ahrte 
eigene Niveau zurückgesunken ist. Er füh rte  dafü r die

G ründe an, die er keineswegs m it der Absicht der E n t­
lastung oder der V erteidigung vorbrachte. Sodann nannte 
er Beispiele von W issenschaften, in denen w ir den in te r­
nationalen  S tatus halten  oder auch überschreiten, und 
schließlich erw ähn te er die Bereiche, in denen andere 
L änder einen unbestrittenen  V orrang haben und Deutsch­
land niem als an erste r S telle oder in der vorderen Reihe 
stand. An diesem letzten P unk t zeigt sich der W ert einer 
differenzierten  B etrachtung besonders deutlich. Denn 
manche der G lobalurteile über den allgem einen Rückstand 
gehen von der völlig falschen, übrigens von vornherein 
höchst unw ahrscheinlichen V oraussetzung aus, daß 
Deutschland in allen Bereichen der Forschung einst füh ­
rend gewesen sei. N ur eine nüchterne B etrachtung der 
sehr verschiedenartigen S ituationen ist hilfreich, weil sie 
allein geeignet ist, die praktischen A nsatzpunkte fü r die 
Ü berw indung von M ängeln und Schw ierigkeiten von Fall 
zu Fall zu finden.
In der gleichen B etrachtungsw eise w ill ich vom S tand der 
Bem ühungen sowohl um den A usbau der bestehenden 
Hochschulen als auch um die N eugründung von U niversi­
tä ten  berichten.

Neugründungen bieten Chance für Hochschulreform

Aus der Fülle der T atbestände und Problem e w ähle ich 
(zur Kennzeichnung der S ituation und K rise der U niver­
sität) einige aus, um nicht in A llgem einheiten zu geraten, 
sondern so konkret wie möglich zu bleiben:
1. Die T atbestände der U berfüllung
2. Die Spannung zwischen akadem ischer Bildung und Be­

rufsausbildung
3. Das V erhältnis von akadem ischem  L ehram t und w is­

senschaftlicher Forschung
4. Das Bild der S tudenten
. .. Aus dieser S ituation .. . mü :sen praktische Folgerungen 
gezogen werden. Ich will sie . . .  an den P länen zur Neu-
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gründung von U niversitäten  erläu tern , die in den Em p­
fehlungen des W issenschaftsrats vom Ja h re  1960 ihre 
G rundlage haben.
Dort w urden  fü r die N eugründung von U niversitäten  zwei 
A rgum ente angeführt: Die bestehenden Hochschulen kön­
nen nicht unbegrenzt erw eite rt w erden, sie m üssen durch 
neue Hochschulen en tlastet w erden. Sodann: Diese G rün ­
dungen eröffnen leichter als die bestehenden trad itions­
gebundenen Hochschulen die Chancen fü r eine neue Ge­
sta ltung  des akadem ischen Lebens und fü r die V erw irk ­
lichung vieler P läne zur Hochschulreform, die seit 1945 
d isku tiert werden.
Diese Em pfehlung h a t eine erfreuliche Resonanz ge­
funden: Der Landtag von Nordi’hein-W estfalen  ha t die 
G ründung der U niversität Bochum beschlossen, die B ür­
gerschaft von Brem en h a t den P lan  einer U niversität g u t­
geheißen, der L andtag von B aden-W ürttem berg  h a t die 
Regierung ersucht, die V orbereitungen fü r die G ründung 
einer U niversität in K onstanz zu treffen. Schließlich sind 
V orbereitungen fü r die G ründung einer U niversität in 
Regensburg im  Gange, und zw ar auf der G rundlage eines 
Errichtungsgesetzes, das der Bayerische Landtag beschlos­
sen hat. In  diesen Zusam m enhang gehören auch die P ro ­
jek te  fü r eine Reihe von Medizinischen Akademien, z. B. 
in Lübeck, H annover und Ulm (die bereits errichtet, oder 
im E ntstehen  begriffen sind).
U ber diese Vorgänge berichte ich, um  zu zeigen, daß m an 
die N eugründungspläne ern st n im m t und bereit ist, p rak ­
tische K onsequenzen zu ziehen. Zur N eugründung einer 
U niversität gehören in der T at nicht n u r der Im puls und 
der P lan  der gelehrten  W elt sondern auch der K ab ine tts­
und Parlam entsbeschluß. H ierbei w ird deutlich, daß gerade 
die staatlichen Instanzen m it den N eugründungen die 
H offnung und die E rw artung  verbinden, neue Form en des 
akadem ischen Lebens zu finden, w ie sie in der Fülle der 
Reform vorschläge beschrieben sind.

Die Universität hat eine reiche Tradition

Diese E rw artung  stü tz t sich darauf, daß in den bereits 
vorliegenden D enkschriften der G ründungs- und B era­
tungsausschüsse sehr verschiedene Wege fü r die neue 
G estalt der U niversität vorgeschlagen werden. Denn m an 
versteh t leicht, daß die M annigfaltigkeit der Forderungen 
und Program m e nicht auf einem einzigen Wege und an 
einer einzelnen U niversität insgesam t zu verw irklichen 
sind. Das w ürde jede Geschlossenheit und jede sinnvolle 
G estaltung eines P ro jek tes auflösen. Zu den V orstellungen 
von einer neuen U niversität gehört also die „Vielheit in 
der E inheit“, weil sie allein  der kom plexen und verzw eig­
ten  S tru k tu r der m odernen W issenschaft gerecht w erden 
kann. So ist es auch zu begrüßen, daß m an fü r jede 
neue U niversität die A kzente und  Schw erpunkte der Re­
form  anders gesetzt hat. N atürlich ist ihnen auch vieles 
gem einsam , was zum W esenskern einer U niversität ü b er­
h au p t gehört. Das gilt auch fü r den Vergleich m it den 
bestehenden Hochschulen. Es kann  nicht der Ehrgeiz einer 
N eugründung sein, etw as zu schaffen, was in jedem  Punkte 
to tal anders ist, als das, was w ir b isher vorfinden. Die 
revolutionäre Maxime, daß das völlig A ndere in jedem  
Falle auch das Bessere sei, w äre  unangebracht und v e r ­
derblich. Die U niversität hat, w ie schon angedeutet, eine 
reiche T rad ition ; eine neue Einrichtung, die m it dieser 
T rad ition  m utw illig bricht, verd ien t diesen Nam en nicht. 
A ußerdem  können die neuen U niversitäten  n u r im Ge­
sam tverband  der bestehenden Hochschulen arbeiten ; die 
N eugründung darf deshalb auch nicht als eine A rt von 
G egenuniversität konstru ie rt w erden. Die schlimm e Folge 
w äre ihre Isolierung und W irkungslosigkeit im w issen­
schaftlichen Leben. Schließlich, vom S tudenten  aus ge­
sehen: W ir m üssen ihm die Freizügigkeit erha lten ; der 
Wechsel von einer der bestehenden zu einer der neuen 
U niversitäten  darf u n te r keinen U m ständen erschw ert 
w erden.
Die N eugründungen stehen also vor der sehr viel schwie­
rigeren  Aufgabe, das Neue im Rahm en des Bestehenden 
zur G eltung und zur W irkung zu bringen. Das e rfo rdert 
m ehr Ü berlegungen, m ehr F ingerspitzengefühl, m ehr 
P han tasie  und konstruk tiven  Sinn als der von manchen 
gew ünschte revolu tionäre und spek taku läre A kt eines 
rad ika len  Neubeginns, der das V ergangene und H er­
gebrachte außer Acht läßt. Das w äre  der Beginn beim 
N ull-P unk t; aber N ull-P unk te  gibt es im geistigen Leben 
unsere r W elt glücklicherweise überhaup t nicht. So bleibt 
nu r der solidere, w eniger sensationelle Weg, daß jede 
neue U niversität sich bestim m te Felder der Reform en 
ausw ählt, und  so ist m an auch bisher vorgegangen. Ich

will das an den Beispielen von Bochum, Brem en und 
K onstanz deutlich machen.
Im  Anschluß daran  w erde ich — unabhängig von diesen 
S tandorten  — einige übergreifende P ro jek te der neuen 
U niversitäten  erörtern , die im M ittelpunkt der gegen­
w ärtigen Diskussion und des dam it bewiesenen öffent­
lichen Interesses stehen.
Ich beschränke mich auf die soeben genannten drei U ni­
versitäten  Bochum, Brem en und Konstanz, weil an ihnen 
die charakteristischen Schw erpunkte der Reform  an Hand 
der vorliegenden D enkschriften und S truk tu rp läne am 
leichtesten aufzuzeigen sind*). Sie lassen sich durch Stich­
w orte charakterisieren: F ü r Bochum: Die Kooperation der 
Disziplinen und die Eingliederung der Ingenieurw issen­
schaften. — F ür Brem en: Der „Cam pus“. — F ür Konstanz: 
Die D rei-Fakultäten-H ochschule und der G edanke der 
Forschungsuniversität.
Diese S tichworte w ill ich kurz erläu tern , und zw ar so, daß 
ich nach Möglichkeit die Beschreibungen und B egründun­
gen der D enkschriften selbst anführe.

Bochum — Eingliederung der Ingenieurwissenschaften
1) F ür Bochum: die K ooperation der Disziplinen, die sich 
zw ar auf alle Fächer bezieht, aber h ier am  Beispiel der 
Eingliederung der Ingenieurw issenschaften erläu te rt und 
begründet w ird. In der D enkschrift heißt es:
„Die Verflechtung der Disziplinen, die in allen Bereichen 
ers treb t w ird, soll in der künftigen U niversität Bochum 
ihre fü r diese Hochschule charakteristische B ew ährung in 
der E infügung der Ingenieurw issenschaften finden. Es ist 
nicht beabsichtigt, eine U niversität m it einer Technischen 
Hochschule äußerlich zu verbinden oder gar eine Tech­
nische Hochschule u n te r dem Titel einer ingenieurw issen­
schaftlichen A bteilung zu kopieren. Es kom m t vielm ehr 
darauf an, die Ingenieurw issenschaften in engsten Konnex 
m it den N aturw issenschaften und auch m it den Geistes­
w issenschaften zu bringen, um der heutigen Bedeutung 
der Technik für viele Lebens- und W issenschaftsbereiche 
gerecht zu w erden und um andererseits Im pulse, die von 
bisher an Technischen Hochschulen nicht gepflegten Dis­
ziplinen ausgehen können, auch fü r die Ingenieurw issen­
schaften fruch tbar zu m achen“.

Bremen — Plan der „Campus-Universität“
2) F ür Brem en: der P lan  der „C am pus-U niversität“. Die 
D enkschrift des Beratungsausschusses geht von der F orde­
rung aus, zu der überkom m enen D oppelaufgabe von F or­
schung und Lehre eine d ritte  hinzuzufügen: die persön­
liche und individuelle V erbindung der S tudenten  m it ih rer 
U niversität zu stärken. Es soll dadurch erreicht werden, 
daß m an die L ehrer und die S tudierenden zu einer Lebens­
gem einschaft zusam m enführt, und zw ar so, daß auf dem 
Felde der U niversität — in dem „Cam pus“ der U niversi­
tät, w ie die D enkschrift in A nlehnung an am erikanische 
V orbilder dies nennt — die S tudenten  w ohnen und eben­
dort auch ihre L ehrer finden. H ierzu w erden folgende 
konkrete Hinweise gegeben: „Bei einer G esam tstudenten ­
zahl von etw a 5500 w erden m indestens 2000 W ohnheim ­
plätze in etw a 20 W ohnheimen benötigt. In  einem W ohn­
heim  sollten möglichst nicht m ehr als 100 S tudenten u n te r ­
gebracht w erden. Eigene Heime fü r ausländische S tuden ­
ten w erden abgelehnt. In jedem  der W ohnheime, in dem 
ein Dozent als .akadem ischer L eiter' w ohnt, sollten aus­
ländische S tudenten  leben.“ Da es sich hierbei jedoch um 
ein in der bisherigen Diskussion sehr um strittenes P ro jek t 
handelt, führe ich die Em pfehlung im W ortlaut an, dam it 
m an sich ein genaues Bild von dem machen kann, was 
gefordert w ird: „Auf dem ,Cam pus' haben nicht n u r die 
Bibliothek, die H örsäle und die In stitu te  ih ren  Platz, son­
dern  ebenso die S tudentenw ohnheim e m it dem S tu d en ten ­
haus; etw a ein D rittel der S tudenten  soll auf dem Campus 
wohnen. Der Gedanke, daß die U niversität eine Universi­
tas, eine Gem einschaft von L ehrenden und Lernenden ist, 
fü h rt auch zu der Absicht, W ohnhäuser fü r Professoren 
im U m kreis des .Campus' zu errichten. Da das fü r den 
.Campus' vorgesehene G elände von der S tad tm itte  aus 
leicht zu erreichen ist, b leibt der K ontak t m it der S tad t­
bevölkerung voll erha lten .“
In diesem Zusam m enhang sei erw ähnt, daß der G rün ­
dungsausschuß fü r die U niversität Bochum in die Reihe

*) (1) E m pfeh lungen  zum  A u fb au  d e r U n iv e rs itä t Bochum ; D enksch rift des 
G rü n d u n g sau ssch u sse s  (1962) —  (2) E m pfeh lungen  des B e ra tu n g sau ssch u sse s  
fü r d ie  G rü n d u n g  e in e r  U n iv e rs itä t  zu B rem en (1963) —  (3) D enksch rift d e r 
R eg ie ru n g  ü b e r  d ie  E rrich tung  v on  w issenschaftlichen  H ochschulen  in  B aden- 
W ü rtte m b e rg  (1963).
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dieser unterschiedlichen Studentenw ohnheim e auch die 
vom W issenschaftsrat em pfohlenen „K ollegienhäuser“ au f­
nim mt, die geeignet erscheinen, denen, die in die U ni­
versitä t e in treten , Beginn und A ufbau ihres S tudium s zu 
erleichtern. Wenn m an aus E rfahrung  weiß, daß viele 
S tudenten  auch heute ih ren  Weg zur W issenschaft selbst 
finden, so b leibt doch die Tatsache, daß eine noch größere 
Zahl diese Wege nicht findet und daß ihnen geholfen w er­
den muß, sofern m an auf ihr V erbleiben auf der U ni­
versitä t W ert legt. Ihnen w ird  also ein freies Angebot 
einer neuen Einrichtung gem acht; an jedem  einzelnen 
liegt es, ob er es annehm en w ill oder nicht. Das gilt für 
Brem en ebenso wie fü r Bochum.

Konstanz — Drei-Fakultäten-Hochschule

3) F ür K onstanz: die D rei-Fakultäten-H ochschule und der 
G edanke der Forschungsuniversität. Das P ro jek t beruh t 
im  w esentlichen auf vier Vorschlägen: Die U niversität 
besteh t aus der Philosophischen, Sozialwissenschaftlichen 
und N aturw issenschaftlichen F akultät. W ährend die Philo ­
sophische F ak u ltä t den gew ohnten U m kreis ih rer Fächer 
behalten soll, liegt in der Sozialwissenschaftlichen F aku l­
tä t der Schw erpunkt bei der Soziologie und der Politischen 
W issenschaft, und in der N aturw issenschaftlichen F aku ltä t 
bei der Biologie.
Sodann soll die Zahl der S tudierenden auf 3000 beschränkt 
w erden (rund 1000 fü r jede Fakultät). H ierbei ist ein auf 
individuelle P rüfung  eingestelltes A usw ahlverfahren vor­
gesehen. W ährend in der Philosophischen F ak u ltä t E rs t­
sem ester zugelassen werden, sollten nach dem ursp rüng ­
lichen P lan  in den beiden anderen F aku ltä ten  n u r B ew er­
ber aufgenom m en w erden, die bereits drei Sem ester m it 
nachgewiesenem  Erfolg stud iert haben.
Die letzte Forderung lau te t: „W ährend der drei ersten 
Sem ester m üßten die S tudenten  gehalten  w erden, im 
S tudentenw ohnheim  zu w ohnen und in der akadem ischen 
Gem einschaft zu leben.“
Es w urde freilich in der öffentlichen Diskussion die Frage 
laut, ob angesichts der Ü berfüllung der bestehenden Hoch­
schulen die M otive fü r die beschriebene, nach m ehreren 
Seiten eingegrenzte G estalt der geplanten U niversität in 
K onstanz ausreichen. Die D enkschrift der Regierung gibt
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eine Reihe von B egründungen: M an erhofft von einer 
solchen Hochschule, w ie schon erw ähnt, eine engere und 
fruch tbarere V erbindung von Forschung und Lehre, zum al 
dann, w enn sie die G elegenheit hat, die fü r die Begegnung 
m it der w issenschaftlichen Forschung geeigneten S tuden­
ten  ausw ählen zu können. Sie gibt hierbei der Forschung 
eindeutig den V orrang: „Das Lehren der U niversität ge­
schieht keineswegs etwa außerhalb  ihres eigentlichen A uf­
trages — der Forschung —, näm lich den A depten zuliebe 
oder gar im Dienst der B erufsvorbereitung, sondern der 
Forschung wegen w ird gelehrt: in der Lehre ha t sie sich 
m itzuteilen und dadurch zu erproben. Wenn m an aber 
an jene ausstrah lende K raft des forschenden Umganges 
m it der W issenschaft glaubt, dann w ird m an allerdings 
der V ereinigung von Forschung und Lehre auch eine 
große pädagogische Möglichkeit zusprechen, und sie w ird 
um so größer und re iner sein, je  w eniger dabei der an die 
Forschung gestellte Anspruch verkürzt w ird . . .  Jene päd ­
agogische W irkung, die von der Teilnahm e an w issen­
schaftlicher Arbeit, also von der Vereinigung von F or­
schung und Lehre als dem Prinzip der U niversität erhofft 
w ird — sie m üßte der wesentliche R ichtpunkt einer un i­
versitären  N eugründung unseres Landes sein.“ Dieser Ge­
dankengang w iederholt fast wörtlich Ideen W ilhelm von 
Humboldts, Schleierm achers und Fichtes. In unserem  Zeit­
alter, das sich auf große Zahlen und auf die A usdehnung 
der K apazitäten  einstellt, ist jedoch ein solches Program m  
n u r in G egenwehr gegen die wachsenden Q uantitäten  
durchzusetzen. So erk lä rt es sich, daß m an zur E inschrän­
kung der S tudentenzahlen und zur Beschränkung der 
F aku ltäten  rät. Die Bevorzugung der G eistesw issenschaf­
ten in zwei von drei F akuläten  geschieht m it Absicht und 
Vorbedacht: „Schon heute droht ihnen Gefahr, daß sie an 
Bedeutung, an Ansehen und Förderungsdringlichkeit h in ­
te r den N aturw issenschaften und den technischen Diszipli­
nen im Bew ußtsein der A llgem einheit zurücktreten. Das 
ist verständlich, aber in Ländern, in denen m an im han d ­
greiflichen Nutzen nicht das entscheidende Kennzeichen 
der W issenschaft sieht, m uß einer solchen Einseitigkeit 
w iderstanden w erden.“
Das sind deutliche kulturpolitische S tellungnahm en zu­
gunsten der Forschung gegenüber der A usbildung, zu­
gunsten der Q ualität des Studium s gegenüber der A uf­
nahm e der wachsenden Zahl der S tudenten, zugunsten der 
G eistesw issenschaften gegenüber den ohnehin hochgeach­
te ten  naturw issenschaftlichen Disziplinen und schließlich 
— m it den S tudentenw ohnheim en — zugunsten des in sich 
abgeschlossenen Bildungsraum es, des höheren Niveaus 
und sicheren Erfolges des S tudium s gegenüber der L ern ­
freiheit.
Diese Übersicht, die sich absichtlich eng an die vorliegen­
den D okum ente hält, zeigt uns, daß die Reform gedanken 
ihre allgem eine hochschulpolitische B edeutung und T rag ­
w eite haben und deshalb nicht nu r die eine oder die 
andere Hochschule betreffen  oder auf sie beschränkt b lei­
ben m üßten. Deshalb w ill ich sie je tzt in einer eigenen 
kritischen W ürdigung darstellen:

Überwindung der Fakultäts- und Fachgrenzen
Die K ooperation der W issenschaften fü h rt zu der Forde­
rung der Ü berw indung der F aku ltä ts- und Fachgrenzen. 
In den N aturw issenschaften ist dieser Prozeß besonders 
k la r zu erkennen; m an kann  ihn bereits am Namen neuer 
W issenschaftsbereiche ablesen. Ich nenne als Beispiel die 
Biochemie, in der sich die biologische und die chemische 
Forschung vereinigen. W ir erkennen, daß heu te viele P ro ­
blem e sich gerade in den G renzgebieten der verschiedenen 
W issenschaften stellen und daß sie deshalb u n te r dem 
A spekt m ehrerer Disziplinen behandelt w erden müssen. 
So können z. B. auch Erziehungsfragen nicht im abgezir­
kelten  pädagogischen Bereich behandelt w erden, sie g rei­
fen aus auf die Bereiche der Soziologie, der Medizin, der 
Rechtswissenschaft; dam it habe ich bereits D isziplinen aus 
drei F aku ltä ten  genannt, die sich m it der in der Philo ­
sophischen F ak u ltä t beheim ateten Pädagogik vereinen. 
Aus diesen Sachverhalten, die auf einer tiefgehenden 
W andlung der S tru k tu r der W issenschaften beruhen, hat 
z. B. der W issenschaftsrat in seinen „Anregungen zur Ge­
s ta lt neuer Hochschulen“ von 1962 eine Reihe von organi­
satorischen Konsequenzen gezogen. Er befü rw orte t die 
E inrichtung von wissenschaftlichen A bteilungen, die zu­
sam m engehörige Fächer vereinigen und an die Stelle der 
F aku läten  treten , die heute in vielen Fällen eine Fülle 
innerlich unverbundener Disziplinen um greifen. Was für 
die F aku ltä ten  zutrifft, gilt auch fü r die U niversität ü b er­
haupt. Der W issepschaftsrat äußert sich wörtlich so: „Die

3



Teile, die je  fü r sich als geschlossene K örper organisiert 
sind, entw ickeln ein Eigenleben, das die E inheit des G an­
zen zu sprengen droht. Die U niversität w ird  zu einem  
losen K onglom erat von Fakultäten , die die Stellung von 
besonderen Fachhochschulen einnehm en; die F aku ltä ten  
ihrerseits w erden in ihrem  Z usam m enhalt durch den P a r ti­
kularism us der In stitu te  bedroht. M it der wachsenden Zahl 
der L ehrstüh le w erden die F aku ltä ten  als B eratungs- und 
B eschlußkörperschaften der akadem ischen Selbstverw al­
tung im m er schw erfälliger; die Grenze der L eistungsfähig­
keit des K ollegialprinzips ist in zahlreichen Fällen erreicht 
oder schon überschritten .“ Nun könnte aber dieser p a rti-  
kularistische Geist in den A bteilungen, die der W issen­
schaftsrat ein führen  will, neuen Boden gewinnen. Ich 
möchte aber annehm en, daß die selbständigen kleineren 
A bteilungen w eit eher zur w issenschaftlichen Kooperation 
m it anderen  Bereichen und Disziplinen geneigt und be­
fähigt sind als die bestehenden Fakultäten .

Vor allem  kann  m an in der E ingliederung der technischen 
Disziplinen in  die U niversität ein überzeugendes Beispiel 
dafü r sehen, w ie sich der W andel der m odernen W issen­
schaften auf die N eugestaltung der Hochschulen und auf 
die V eränderung der akadem ischen M entalität ausw irkt. 
Bei E ingliederung der Ingenieurw issenschaften ist m. E. zu 
erhoffen: (1) eine sachgerechte Einschätzung der Technik 
und die Ü berw indung störender V orurteile, (2) die a ll­
seitige V erbindung der technischen Disziplinen m it ande­
ren  Fächern außerhalb  der Technik.

Vorurteile gegenüber der Technik überwinden

W enn ich eine sachgerechte E inschätzung der Technik e r ­
hoffe, sage ich dam it, daß w ir heute vielen unsachlichen 
U rteilen  begegnen. W orin bestehen sie und w ie erk lären  
sie sich? W er das W ort Technik hört, denkt zunächst ü ber­
h aup t nicht an die technischen w issenschaftlichen Diszipli­
nen, also an  die Ingenieurw issenschaften, sondern an E r­
findungen, M aschinen und Fabriken, an  ein von der Tech­
nik  beherrschtes und  bestim m tes Leben, und te ilt je nach 
persönlichen E rfahrungen  und In teressen  Lob und Tadel 
aus; er spricht entw eder vom Segen oder vom Fluch der 
Technik oder auch von beidem. W er aber die Dinge so 
ansieht, lenk t seinen Blick nicht auf die Technik als 
solche, auf ih r W esen und ihre S truk tu r, sondern lediglich 
auf ih re W irkungen, ih ren  Gebrauch und ih ren  M ißbrauch. 
Und da fä llt es in der T at nicht schwer, die unw iderleg ­
lichen Beispiele aufeinanderzutürm en, in denen die Tech­
n ik  die M enschen so sehr in ih ren  Bann zieht, daß ihre 
persönliche F reiheit gefährdet w ird, daß sie den A nforde­
rungen  der technischen W elt sich un terordnen, aber nicht 
die M ittel der Technik in  der H and behalten  oder gar 
souverän beherrschen. Sie fühlen  sich der Technik aus­
geliefert; in pathetischer W endung sagt m an: sie sind 
Sklaven der Technik. Und daneben d räng t sich die E r­
fah rung  auf, daß die M enschen doch w ieder H erren  der 
Technik sind, aber in einem  sehr abträglichen Sinne, sie 
m ißbrauchen ih re E rfindungen und Einrichtungen. A ber 
alle diese E rfahrungen  können eine schlichte Tatsache 
w eder verändern  noch verk le inern : Die Technik ist eine 
Lebensm acht unse re r Welt, sie durchdringt alle Bereiche, 
keiner kann  ih r ausweichen, und  niem and — w enn er 
ehrlich ist — w ill ernstlich auf sie und  ih re v ielfältigen 
H ilfen verzichten. Bei E ingliederung der technischen w is­
senschaftlichen Disziplinen in  den Gesam tbereich der F or­
schung und Lehre ist aber zu erw arten , daß m an endlich 
auf hören  w ird, in der technischen W elt eine A rt von S ün ­
denfall des Geistes zu sehen. Denn es kann  nicht schwer 
fallen  zu begreifen, daß die Technik auf den sublim sten 
E rkenntnissen  der M athem atik und der N aturw issenschaf­
ten  beruht, also selbst eine M anifestation des Geistes ist. 
Sodann ist zu hoffen, daß gerade im Zusam m enw irken 
von technischen Disziplinen und G eistesw issenschaften 
der Blick fü r den G ebrauch und den M ißbrauch der Tech­
nik  geschärft w ird.
W enn es w ah r ist, daß die Technik zu einer M acht in allen 
Lebensbereichen gew orden ist, dann ist es auch dringend 
geboten, daß der Ingenieur sich m it seiner Technik nicht 
isoliert, sondern w enigstens m it einzelnen dieser L ebens­
bereiche in geistigen K onnex gelangt und  die V erbunden­
heit bew ahrt. In  Ü bereinstim m ung m it der D enkschrift 
des W issenschaftsrates w ill ich w enigstens in einem  Satz 
sagen, w as diese E ingliederung fü r die U niversität selbst 
bedeutet: Da die Technik und ih re w issenschaftlichen Dis­
ziplinen nicht eine beliebige S pezialität u n te r anderen 
Spezialitäten sind, sondern auf die G estaltung der m oder­
nen W elt schlechthin einw irken, m uß die U niversität sie 
aufnehm en, sofern sie das bleiben will, w as ih r Name

bedeutet: U niversitas litte rarum , zu deutsch: P flegestätte 
des universalen  Gefüges der W issenschaften.
Ein zw eiter F ragenkom plex b e triff t das akadem ische Le­
ben der S tudenten. H ier sind die P läne des Cam pus von 
Brem en und der E inrichtung von K ollegienhäusern heftig 
d isku tiert worden, m it der der Gründungsausschuß fü r die 
U niversität Bochum den A nregungen des W issenschafts­
ra tes folgt. Im  F ü r und W ider der M einungen halte  ich es 
— im  In teresse einer sicheren U rteilsbildung — fü r u ner­
läßlich, eine k lare  Inform ation darüber zu geben, w ie der 
W issenschaftsrat sein P ro jek t beschreibt und begründet, 
und welche konkreten  V orstellungen er sich von den Kol­
legienhäusern macht. Er geht von den M ißständen des viel 
erö rterten  M assenbetriebs aus. Sie tre ten  am  augenfällig ­
sten darin  in Erscheinung, daß, w ie schon erw ähnt, eine 
große Zahl von Studenten, die in die U niversität ein tritt, 
sich in dem kom plizierten Bau der Spezialw issenschaften 
nicht selbst zurechtfindet und das eigene S tudium  falsch 
anlegt. So kom m t es auch nicht zu der fruch tbaren  und 
persönlich w irksam en Begegnung m it der W issenschaft, 
die die U niversität seit jeher als V oraussetzung ih rer 
L ehrtä tigkeit angesehen hat. Der W issenschaftsrat weist 
jedoch darau f hin, daß in vielen Fällen  — und in w ach­
sender Zahl — diese Begegnung m it der W issenschaft und 
diese innere geistige Form ung des persönlichen Lebens des 
S tudenten  nicht zustandekom m t. Er ergeht sich dabei nicht 
in billigen Vorwürfen, sondern ste llt Ü berlegungen d a r ­
über an, wie tro tz allem  die Begegnung m it der W issen­
schaft und ih re echte bildende K ra ft gew ahrt bleiben 
können. E r h ä lt die E inrichtung von K ollegienhäusern fü r 
eine brauchbare organisatorische Hilfe. Auf das Vorbild 
englischer U niversitäten  w ird  ausdrücklich hingewiesen. [ 
Schließlich das P ro jek t der Forschungsuniversität, das die 
S tru k tu r einer Zweistufen-Hochschule vorsieht. Es setzt 
den A kzent auf die A usw ahl der S tudenten  und verzich­
te t auf eines der beiden H auptargum ente fü r die N eu­
gründungen, die ich an fü h rte  — auf die E ntlastung der 
bestehenden Hochschulen. Man kann  deshalb nicht ü b er­
rascht sein, daß b isher nicht n u r Zustim m ung, sondern 
auch lebhafte r W iderspruch zu vernehm en w ar. Man 
äußerte  z. B. in der parlam entarischen D ebatte über den 
Vorschlag der U niversitätsgründung in K onstanz den V er­
dacht, daß m an eine Elitehochschule anstrebe. Es w urde 
zw ar nicht das oft gehörte A rgum ent angeführt, daß sich 
die Bildung einer E lite nicht m it der dem okratischen Ge­
sellschaftsordnung vertrüge, aber es w urde doch der 
schwerwiegende pragm atische E inw and gemacht, daß 
u n te r den gegebenen V erhältnissen die E ntlastung  die 
erste  und dringlichste Aufgabe und R echtfertigung aller 
N eugründungen sei. Ein anderer Einwand, der in den 
parlam entarischen B eratungen nicht lau t w urde, könnte 
von den bestehenden Hochschulen kom m en; sie w erden 
sich möglicherweise dagegen w ehren, daß eine U niversität 
m it höheren A nsprüchen au ftritt, und zw ar m it der Folge, 
daß sie sich selbst in den zw eiten Rang verw iesen sehen. 
Auf diese Ü berlegung ist übrigens auch in dem Votum 
des W issenschaftsrates hingewiesen worden.

„Wissenschaft aus erster Hand ist die beste Lehreit

Die h ier gem einten Schw ierigkeiten sehe ich wohl, halte  
sie aber fü r überw indbar. Sofern m an nämlich in dieser 
E inrichtung einer „Forschungsuniversität“ eine Zw eistu­
fenun iversitä t sieht, sollte m an die Bedenken dadurch 
auflösen, daß die höhere S tufe m it den bestehenden Hoch­
schulen organisatorisch verbunden w ird. Man sollte also 
überlegen, ob es nicht möglich ist, beide Stufen, also die 
alten  U niversitäten  und die neue U niversität, so zu v er­
klam m ern, daß K onkurrenz- und P restigem om ente ü ber­
haup t nicht auf kom m en können und jede gegenseitige 
Abschließung verm ieden w ird, positiv ausgedrückt: daß 
die erste S tufe von der ih r zugehörigen zweiten Stufe 
und die zw eite S tufe von der fü r sie unentbehrlichen 
ersten  S tufe spricht.
Im  H in tergrund  dieses P ro jek tes steh t die ern st zu neh ­
m ende Sorge, ob die im m er w ieder beschworene E inheit 
von Forschung und Lehre sich in den veränderten  S itua ­
tionen aufrech terhalten  läßt. Diese V eränderung w ird 
deutlich, w enn w ir uns die ursprüngliche A rgum entation 
in den klassischen D enkschriften von Schleiermacher, 
Fichte und W ilhelm  von H um boldt zur G ründung der 
U niversität B erlin  vor Augen stellen, in der die A utoren 
bei allen D ifferenzen ih rer S tandpunkte übereinstim m en. 
Die U niversität fü h rt in die W issenschaft ein; also ist der 
sicherste und zugleich einzige Weg darin  zu sehen, daß 
die, welche die W issenschaft m it eigenen Leistungen be­
reichern und vorw ärtsbringen, d. h. die „Forscher“, diese 
E inführung übernehm en und  als akadem ische L ehrer
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w irken. Dabei w erden zwei V oraussetzungen gem acht: w er 
in der Forschung schöpferisch w irkt, ist der beste Lehrer, 
und er bleib t es auch dann, w enn er sich nicht durch be­
sonderes Geschick in V ortrag, D arstellung und U n ter­
weisung auszeichnet. Die zweite G rundannahm e als K eh r­
seite dieses Prinzips, aus der P erspektive des S tudenten  
gesehen: es gibt fü r ihn keine bessere E inführung in die 
W issenschaft als die Begegnung m it dem Professor, der an 
der W issenschaft m it eigenen Leistungen und E rkenn tn is­
sen teilhat, kurz gesagt: W issenschaft aus e rste r Hand ist 
die beste Lehre. W enn der S tudent dafü r Sinn und V er­
ständnis zeigt, w ird er die Persönlichkeit des Forschers 
auf sich w irken lassen und von ihm  geistige Im pulse 
em pfangen, die nicht in gleicher S tärke von dem L ehrer 
ausgehen, der nicht selbst in der Forschungsarbeit steh t 
und deshalb deren  Ergebnisse aus zw eiter H and verm it­
telt. Diesen S tudenten  w ill die Forschungsuniversität m it 
V orrang gew innen und fördern. Auf ihn kann  sie nicht 
verzichten, w enn sie die S tä tte  fü r die E inführung in die 
w issenschaftliche Forschungsarbeit bleiben will.
Aus der Fülle der Problem e und Vorschläge habe ich Bei­
spiele ausgew ählt, die möglichst konkrete V orstellungen 
von den A ufgaben verm itte ln  sollen, die sich bei der 
N eugründung von U niversitäten  stellen. Das Ziel, dem 
die Bem ühungen bei aller V erschiedenartigkeit gem ein­
sam  dienen, ist die Sicherung einer geistigen und organi­
satorischen E inheit der Hochschule auf dem Wege der 
Kooperation, die dann verw irk lich t w erden kann, wenn 
die Forscher, L ehrer und S tudenten  sich zu solcher Zusam ­
m enarbeit auch in der W elt der spezialisierten W issen­
schaft bere it finden.

Initiative zu echter Selbstbildung gelähmt
D am it lenke ich abschließend den Blick zurück von den 
organisatorischen A ufgaben auf die persönlichen Fragen, 
konkret gesprochen: au f das Bild des A kadem ikers.
Das Studium , das heu te aus vielerlei G ründen u n te r u n ­
nötiger V erlängerung leidet, h a t den Sinn und das Ziel, 
den jungen A kadem iker instandzusetzen, sich m it eigener 
In itia tive und m it dem im S tudium  geübten W illen zur 
Selbstbildung auch den A ufgaben zu stellen, die im H ori­
zont seines S tudium s nicht auftauchten  und wegen des 
ständig  beschleunigten Fortschritts der E rkenntnisse in Wis­
senschaft und A rbeitsw elt auch nicht auftauchen konnten. 
Diese E instellung und Fähigkeit, im  „U berraschungsfeld“ 
unserer Zeit zu bestehen, ist, so m eine ich, der Sinn des 
heutigen und künftigen S tudium s; und dies festzustellen, 
ist dem gem äß das Gebot eines vernünftigen  Exam ens, 
das die Person an der Sache prüft, aber nicht sich an dem 
verm eintlich vollständigen, in W irklichkeit doch sehr 
w illkürlichen K atalog der Sachen en tlang taste t und dabei 
die Person aus dem Auge verliert. Solche A uffassungen 
und  P rak tik en  haben ih re gefährlichen Rückw irkungen 
auf das S tudium , von denen ich n u r zwei erw ähne, die be­
sonders augenfällig  sind: Die U berfüllung der Hochschulen 
h a t zu einem  beträchtlichen Teil in der stetigen V erlän ­
gerung der S tudienzeiten ih re Ursache. Zu diesem E rgeb­
nis kam  z. B. die W estdeutsche Rektorenkonferenz nach

gründlichen U ntersuchungen und B eratungen. H ier könnte 
also durch V erkürzung des Studium s eine füh lbare E n t­
lastung geschaffen w erden, noch ehe die N eugründung 
von Hochschulen dem gleichen Zwecke zu dienen vermag. 
Sodann: Mit der V erlängerung des S tudium s verb indet 
sich erfahrungsgem äß der E inbau im m er neuer S tufen 
und Sicherungen, die durch eine wachsende Zahl von Be­
scheinigungen bestätig t w erden müssen. Das n im m t dem 
Studium  den Rest der viel gepriesenen akadem ischen 
F reiheit und lähm t die In itia tive zu echter Selbstbildung. 
Ich beobachte aber, daß es nicht wenige S tudenten  gibt, 
die sich durch dieses Schema zu dem Irrtu m  verleiten 
lassen, daß die Länge des Studium s den Erfolg geradezu 
garan tie rt. Es m ag sein, daß ein auf solchen vereinbarten  
Schem atism us eingestelltes Exam en ihm  recht gibt; über 
seine B ew ährung im Beruf, in  dem m ehr gefordert wird, 
als festgelegte Funktionen auszuüben, ist dam it nichts 
ausgemacht. W enn ich S tudenten  nach dem beabsichtigten 
Abschluß frage, höre ich oft die Redew endung: Ich muß 
noch vier oder sechs Sem ester studieren, dann „bin ich 
so w eit“. Was heiß t das eigentlich — so weit? W ahrschein­
lich w ill er sagen: „Dann kann  m ir im Exam en nichts 
m ehr passieren; so nehm e ich die Länge des Studium s, 
die ich als G aran tie  m eines Erfolges ansehen kann, willig 
in K auf.“ Und der E xam inator sollte erkennen, daß dieser 
Schem atism us fü r ihn eine höchst unerw ünschte N eben­
w irkung hat: er gerät in die trau rige  oder auch komische 
Rolle des vom Studenten  vorausberechenbaren P rüfers.

M eine Ü berlegungen haben mich von freundlich anm u­
tenden B ildern zur E rörterung  von einigen h arten  P ro ­
blem en und S ituationen geführt. Ich kehre zurück zu der 
Frage, die ich m ehrfach aufw arf und die ich je tz t bean t­
w orten w ill — es ist die Frage, ob es möglich und sinn ­
voll ist, daß der A kadem iker in seiner heutigen G estalt 
und angesichts der Aufgaben, die unsere W elt ihm stellt, 
m it der großen Ü berlieferung in innere Beziehung zu b rin ­
gen ist, die in P latons A kadem ie ih ren  zeitlichen und gei­
stigen U rsprung hat. P laton war, w ie ich ausführte , von 
der m enschenform enden K ra ft der W issenschaft über­
zeugt; in der Philosophie des Deutschen Idealism us w urde 
dieser G edanke erneuert; fü r W ilhelm von H um boldt 
w urde er zur G rundlage seiner viel gerühm ten Reform 
der U niversität. Ich halte  diese Idee fü r gültig. Auch in 
unserer Zeit b leibt die Begegnung m it der W issenschaft 
der K ern aller akadem ischen Bildung und Ausbildung. 
Freilich w erden die Hochschulen sich nicht au f eine selb ­
ständige W irkung der prägenden K raft der W issenschaft 
verlassen dürfen; sie m üssen viele neue Wege beschreiten, 
um  die alte Idee der A kadem ie lebendig zu erhalten  und 
u n te r völlig veränderten  V erhältnissen zur W irkung zu 
bringen und so dem A kadem iker das innere Recht auf 
seinen Nam en zu sichern. D arin allein liegt das Fundam ent 
seiner Ansprüche, seiner E rw artungen  und seiner Ziele 
in tra  et ex tra  m uros academiae, innerhalb  und außerhalb  
seiner geistigen Heim at, seiner W elt der Bildung, der 
Ausbildung und des Berufes. Die Wege hierzu offen zu 
halten  und zu ebnen, ist und bleibt Aufgabe und Pflicht 
der U niversität.

Kultusminister über Reform der Philologenausbildung uneinig
106. Plenarsitzung der Ständigen Konferenz der Kultusminister

HD — Die K ultusm in ister und -Senatoren der L änder t r a ­
ten am  4. F eb ruar 1965 in Bonn u n te r dem Vorsitz von 
K ultusm in ister Prof. Dr. W ilhelm H ahn zu ih rer 106. P le ­
narsitzung zusamm en. An den B eratungen nahm  der B un­
desm inister fü r A ngelegenheiten des B undesrates und der 
Länder, Alois N iederalt, te il; das A usw ärtige A m t w ar 
durch M inisteria ld irek tor Dr. S attler, das B undesm ini­
sterium  des Innern  durch S taa tssek re tä r Prof. Dr. Hölzl 
und das B undesm inisterium  fü r w issenschaftliche F o r­
schung durch M inisteriald irigent Dr. Scheidem ann v e r tre ­
ten.
Auf der Tagesordnung stand  u. a. die B eratung eines 
Vorschlages fü r eine Reform  der w issenschaftlichen P rü ­
fung des Philologenstudium s, zur In tensiv ierung und V er­
kürzung des Studienweges. Die V erkürzung der S tud ien ­
zeit soll nach Ä ußerungen des niedersächsischen K ultus­
m in isters M ühlenfeld durch Beschränkung des Studium s 
der Philologen auf zwei Fächer gew ährleistet werden. 
Durch diese V erringerung der Fächerzahl soll auch eine 
E ntlastung  der U niversitäten, gleichzeitig aber auch eine 
In tensiv ierung  des Fachstudium s erm öglicht w erden. Man

glaubt, m it dieser M aßnahm e eine größere Zahl von 
A biturienten, besonders in den m athem atisch -natu rw is­
senschaftlichen Fächern fü r das L ehram t an höheren 
Schulen zu gewinnen.

K ultusm inister Prof. M ikat, N ordrhein-W estfalen, ha t 
detaillierte  Vorschläge fü r mögliche Fachverbindungen bei 
der E rsten  S taatsprüfung  un te rb reite t:

1. Zu einer vollständigen Fächerkom bination gehören 
n u r zwei Prüfungsfächer.

2. W er in  einem  der Fächer Deutsch, M athem atik, Latein, 
Griechisch, Englisch, Französisch, K unst oder M usik 
die L ehrbefähigung fü r alle S tufen erw irbt, braucht 
im zweiten Fach n u r die L ehrbefähigung fü r die U nter- 
und M ittelstufe zu erw erben.

3. W er die L ehrbefähigung in Leibeserziehung fü r alle 
S tufen  erw irbt, braucht, w enn er als zweites Fach 
Deutsch, M athem atik oder eine Frem dsprache w ählt, in 
diesem n u r die Lehrbefähigung fü r die U nter- und 
M ittelstufe zu erw erben.
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Diese Regelung w ürde in folgender H insicht von den zur 
Zeit geltenden Bestim m ungen abweichen:
1. Zur Zeit ist eine K om bination aus zwei U nterrich ts­

fächern n u r dann  eine vollständige Fächerverbindung, 
w enn u n te r den gew ählten  Fächern sich eines aus 
der G ruppe Deutsch, M athem atik, Latein, Griechisch, 
Englisch, Französisch, K unst oder M usik befand. In 
allen anderen Fällen ist eine D rei-Fächer-K om bina- 
tion erforderlich. So sind z. B. die K om binationen P hy ­
sik-Chem ie, Physik-Biologie, Chemie-Biologie, Ge­
schichte-Erdkunde, Religionslehre-Geschichte, Biologie- 
Leibeserziehung keine ausreichenden Fächerkom bina­
tionen.

2. Die Möglichkeit des E rw erbs der Lehrbefähigung fü r 
die U nter- und M ittelstufe ist zur Zeit auf A usnahm e­
fälle beschränkt. Nach der N euregelung soll diese Mög­
lichkeit s ta rk  erw eitert werden.

3. Zur Zeit m uß neben der L ehrbefähigung in Leibes­
erziehung entw eder in einem  Fach der G ruppe Deutsch, 
M athem atik, Lateinisch, Griechisch, Französisch, Eng­
lisch die L ehrbefähigung fü r alle Stufen, oder es muß 
— falls keines der genannten Fächer gew ählt w urde — 
sogar die L ehrbefähigung in zwei Fächern fü r alle 
S tufen erw orben werden.

In Ergänzung dieser Vorschläge M ikats reg t eine vom 
niedersächsischen K ultusm in ister eingesetzte Kommission 
von H ochschullehrern zur B eratung der Reform  der Philo ­
logenausbildung die E inführung von hochschulinternen 
V orprüfungen in allen U niversitätsfächern  sowie die A n­
erkennung der in anderen L ändern  abgelegten S taa ts­
p rüfung an. In der Begründung der Reform vorschläge 
w ird  ausgeführt, daß ein volles w issenschaftliches Studium  
auch in zwei Fächern g aran tie rt sei.
Die Gegner dieses Plans, Bayern, B aden-W ürttem berg  
und R heinland-P falz verw iesen hingegen darauf, daß 
eine derartige Reform  zu einer einseitigen A usbildung 
der L ehrer führen  w ürde. Dies w ürde sich besonders an 
kleinen Schulen nachteilig ausw irken; die V erw endbarkeit 
der L ehrer in m ehreren  Fächern w äre verm indert. A ußer­
dem brächte eine Beschränkung auf zwei Fächer nach 
Ansicht dieser L änder nicht autom atisch eine S tudienzeit­
verkürzung m it sich. Als annehm bare A lternative w urde 
auch der Vorschlag, ein H auptfach und zwei Stützfächer, 
in die B eratung der K ultusm in ister m it einbezogen.

Bundesbeteiligung an Hochschulneugriindungen
Die K ultusm in ister befaßten  sich in ih rer P lenarsitzung 
auch m it dem S tand  der gem einsam en B und - L änder- 
F inanzierung der Hochschulneugründungen, wie m an im 
Anschluß an die Sitzung in einer P ressekonferenz von 
Prof. H ahn erfah ren  konnte. Prof. H ahn bestätig te  die 
bereits anläßlich der 97. P lenarsitzung in Kassel zum A us­
druck gebrachte A uffassung, daß eine Beteiligung des 
Bundes w ünschensw ert wäre.
Als V oraussetzung fü r eine Beteiligung des Bundes h a tte  
die B undesregierung bisher angesehen, daß der W issen­
schaftsrat Em pfehlungen fü r den A ufbau der neuen Hoch­
schulen und die V erw endung der M ittel geben und das 
G esam tvolum en des Länderabkom m ens durch B undes­
zuschuß aufgestockt w erden soll. A ußerdem  w ollte der 
Bund in den V erw altungsrat des in dem Abkommen der 
L änder vom 4. VI. 64 vorgesehenen Gem einschaftsfonds 
m iteinbezogen w erden und er verlang te eine Regelung 
des G esam tbereichs (U niversitäten und Medizinische A ka­
demien).
Nach Ansicht des baden-w ürttem bergischen K ultusm in i­
sters, Prof. Hahn, sei es w ünschensw ert, daß eine Be­
teiligung des Bundes zu einer Erhöhung der fü r Hoch­
schulneugründungen zur V erfügung stehenden M ittel 
füh ren  soll. Die K ultusm inister regen jedoch zu diesem 
Zweck den Abschluß einer V ereinbarung zwischen Bund 
und L ändern  über die gem einsam e F inanzierung an. Diese 
V ereinbarung soll neben das Länderabkom m en vom 4. VI. 
1964 treten . In K reisen der Bundesregierung h a t diese 
A nregung der K ultusm in ister bisher wenig A nklang ge­
funden, jedoch auch innerhalb  der K ultusm inisterkonferenz 
besteh t in diesem P unk te  keine E inm ütigkeit der A uf­
fassungen.
Die M inisterpräsiden ten  der L änder haben die K ultus- 
und F inanzm inister aufgefordert, zu der A uffassung der 
B undesregierung über die gem einsam e F inanzierung von 
H ochschulneugründungen Stellung zu nehm en. Die K ul­
tusm inisterkonferenz h a t in Ü bereinstim m ung m it der 
F inanzm inisterkonferenz eine gem einsam e Kommission 
beauftrag t, hierzu Vorschläge auszuarbeiten.

Deutsche Schulen im Ausland
Im M ittelpunkt der P lenarsitzung standen B eratungen 
zum deutschen Schulwesen im Ausland. Der Vorsitzende 
des Auslandschulausschusses der K ultusm inisterkonferenz, 
in dem das A usw ärtige Am t und jedes Land durch ein 
M itglied vertre ten  sind, gab einen um fassenden Überblick 
über den Entw icklungsstand des deutschen Auslandschul­
wesens aus der Sicht der K ultusm inisterien  der Länder. 
In seinem w eiteren Bericht e rläu te rte  er die vom Aus­
landschulausschuß neu ausgearbeiteten  Vorschläge für 
V ereinbarungen zur Regelung des deutschen Schulwesens 
im Ausland, soweit eine M itw irkung der K ultusm iniste­
rien der L änder notw endig ist.
Das P lenum  der K ultusm inisterkonferenz stim m te fol­
genden V ereinbarungen zu:
•  A nerkennung „Deutscher Schulen im A usland“ als 

„Deutsche A uslandschule“ ;
•  D auer des Lehrganges an deutschen V ollanstalten im 

A usland;
•  D auer der D ienstverträge deutscher L ehrer m it aus­

ländischen Schulträgern;
0 A nrechnung der Beschäftigungszeiten als O rtsk raft an 

deutschen Schulen im A usland auf das Besoldungs­
d iensta lter und auf die ruhegehaltsfähige Dienstzeit; 

und der fü r das A uslandschulw esen grundlegenden 
0  V ereinbarung über die rechtliche Behandlung der A us­

landlehrer.
In einer auch vom A usw ärtigen Am t gebilligten w eiteren 
V ereinbarung w urde das Zusam m enw irken von K ultus­
m inisterkonferenz und A usw ärtigem  Amt in der F örde­
rung der deutschen Schulen im A usland im einzelnen fest­
gelegt. Danach ist die K ultusm inisterkonferenz insbeson­
dere zuständig fü r die A nerkennung einer deutschen 
Schule im A usland als „Deutsche A uslandschule“, fü r die 
Beurteilung der Lehrpläne und fü r die V erleihung von 
P rüfungsberechtigungen und die dam it verbundene A b­
haltung von P rüfungen  und die A usstellung von Zeug­
nissen. In allen grundsätzlichen F ragen über deutsche 
Schulen im A usland w ird über den A uslandschulausschuß 
ein E invernehm en zwischen dem A usw ärtigen Am t und 
der K ultusm inisterkonferenz hergestellt.

Zweite Rahmenverordnung über die Berufsaufbauschule
Die K ultusm inister und -Senatoren beschlossen sodann 
eine „Zweite R ahm envereinbarung über die B erufsauf­
bauschule“. Diese fuß t auf den E rfahrungen, die seitens 
der K ultusm inisterien  der Länder seit der allgem einen 
E inführung der B erufsaufbauschule in der B undesrepublik 
D eutschland aufgrund  der V ereinbarung der K ultusm ini­
sterkonferenz vom 24./'25. Septem ber 1959 gem acht w orden 
sind. Die A usw ertung der E rfahrungsberichte zeigt ein 
erfreuliches Anwachsen dieser fü r den Zw eiten Bildungs­
weg und seinen A usbau so w ichtigen Schulform. In der 
Zw eiten R ahm envereinbarung sind die A ufgaben der 
B erufsaufbauschule und ih re G liederung in verschiedene 
Fachrichtungen gekennzeichnet; sie en thält ferner einen 
K atalog der U nterrichtsfächer, Bestim m ungen über die 
O rganisationsform en und die D auer der B erufsaufbau ­
schule sowie besondere A bschnitte über die Zulassungs­
bedingungen und den Bildungsabschluß. Die Zweite R ah­
m envereinbarung s treb t an, daß vor allem  befähigte 
Volksschulabsolventen, die in einer B erufslehre oder in 
der P rak tikan tenausb ildung  stehen, zur E rw eiterung ih rer 
A llgem einbildung in V erbindung m it der Fachbildung 
gelangen; die Fachschulreife der Berufsaufbauschule stellt 
eine Bildungsreife dar, die auf unsere vielgestaltige tech­
nisch-w irtschaftliche Welt bezogen ist. Ih r Ziel ist es, die 
Teilnehm er auf die Ü bernahm e gehobener A ufgaben im 
B erufsleben vorzubereiten und ihnen den E in tritt in In ­
genieurschulen oder vergleichbare und andere w eiter­
führende B ildungseinrichtungen zu ermöglichen.
U nter Einbeziehung von B eratungen im Schulausschuß 
befaßte sich die K ultusm inisterkonferenz ferner m it P ro ­
blem en des F ernun terrich ts in der B undesrepublik 
Deutschland. Die K ultusm inister und -Senatoren baten  das 
K ultusm inisterium  des Landes N ordrhein-W estfalen um 
ein Rechtsgutachten über die mögliche M itw irkung der 
U nterrichts Verwaltungen bei der Schulaufsicht über F ern ­
unterrichts-E inrichtungen. Der Schulausschuß der K ultus­
m inisterkonferenz w urde gleichzeitig beauftragt, die E n t­
wicklung des F ernun terrich ts w eiter zu beobachten und 
dem P lenum  laufend zu berichten.

Bildungsplanung und Bildungsstatistik
Die B erich terstattung  durch S taa tssek re tär Dr. Müller, 
Hessen, über die gem einsam e F ortführung  der „B edarfs­
feststellung 1961 bis 1970“ fü h rte  zu einer eingehenden



Proteste gegen Kürzung der Etatmittel für die Hochschulen
300 Millionen DM für Hochschulbauten wieder in Sicht

HD — Die vom H aushaltsausschuß des Bundestages be ­
schlossene K ürzung des E tats fü r H ochschulbauten um 
sieben P rozent von 300 Mio DM auf 279 Mio DM ist 
auf heftigen W iderstand gestoßen (s. HD Nr. 3/65). Im 
SPD -Pressedienst hieß es: „W er in der K ulturpolitik  des 
Bundes wichtige Positionen streicht, dem fehlt der Blick 
fü r P rio ritä ten  der S taatsaufgaben .“ Auch die F reien De­
m okraten  tra ten  m it Nachdruck dafür ein, daß die Wis­
senschaftsm ittel in der ursprünglich vom B undeskabinett 
beschlossenen Höhe erha lten  bleiben sollen. Der W issen­
schaftsetat müsse ein Schw erpunkt innerhalb  des H aus­
halts sein, weil er eine „Zukunftsinvestition fü r das 
deutsche Volk is t“. Die Deutsche A ngestellen-G ew erk- 
schaft erk lärte , die K ürzungen seien unvere inbar m it den 
notw endigen M aßnahm en zur Förderung der W issenschaft 
und Forschung.
Dieser Beschluß des H aushaltsausschusses des Bundes­
tages schien umso unverständlicher, da er einen Tag nach 
Vorlage des „Bundesberichtes F orschungl“, in dem von 
einer E rhöhung des W issenschaftetats als „Investition in 
unsere Z ukunft“ gesprochen w ird, erfolgte. Es schien so, 
als w ürde der W issenschaftsbericht von den B undestags­
abgeordneten, die ihn ja  angefordert haten, gar nicht 
beachtet werden.

Wissenschaftsrat warnt vor den Folgen 
für die nächsten Jahre
Die P ro teste  des W issenschaftsrates und der W estdeut­
schen R ektorenkonferenz, die an die Bundesregierung und 
die P arte ien  gerichtet w aren, w aren dem schwerw iegen­
den Beschluß entsprechend scharf form uliert. Das P rä si­
dium  des W issenschaftsrates e rk lärte :
I. Der W issenschaftsrat h a t m it großer Besorgnis davon 
K enntnis genommen, daß der H aushaltsausschuß des B un­
destages am  29. Ja n u a r beschlossen hat, auch die B undes­
m ittel fü r B auvorhaben w issenschaftlicher E inrichtungen 
in Höhe von 300 M illionen DM der 7%>igen K ürzung und 
der 20%ngen B ausperre zu un terw erfen . Der W issen­
schaftsrat h ä lt es nach wie vor fü r dringend erforderlich, 
daß der von der B undesregierung im H aushaltsp lanen t­
w urf 1965 (Kap. 3102, Tit. 600) vorgesehene B etrag u n ­
gekürzt und ungesperrt zur V erfügung gestellt w ird. Er 
appelliert an B undestag und B undesrat, bei der endgül­
tigen Verabschiedung des H aushaltsplanes 1965 diesen 
E rfordernissen  Rechnung zu tragen.
II. Zur Förderung der B auvorhaben w issenschaftlicher 
E inrichtungen m it B undesm itteln  sind im R egierungsent­
w urf des H aushaltsp lanes 1965 300 M illionen DM vor­
gesehen. Die Sum m e der von den L ändern  vorgelegten 
A nträge betrug  dem gegenüber 575 M illionen DM. In den 
am  21. Novem ber 1964 verabschiedeten Em pfehlungen 
des W issenschaftsrates an die B undesregierung über die 
V erw endung der 1965 verfügbaren  M ittel m ußten daher 
in erheblichem  Um fang K ürzungen gegenüber sachlich 
berechtigten A nträgen vorgeschlagen und A nträge auf 
Förderung von Bauvorhaben, die im Ja h re  1965 begonnen 
w erden, m eist unberücksichtigt bleiben.
Dieses V erfahren füh rte  dazu, daß sich der B edarf an B au ­
m itte ln  anstaut. Eine auf G rund der vorliegenden U n ter­
lagen vorgenom m ene Berechnung ergibt, daß der Bedarf 
an Bundeszuschüssen allein fü r die im Bau befindlichen 
V orhaben im Ja h re  1966 und in den folgenden Jah ren  
insgesam t ca. 1550 M illionen DM beträgt. Davon w ürden 
nach dem voraussichtlichen B auablauf — und un te r Be-

A ussprache über den S tand des-A usbaus der G rundlagen 
fü r eine B ildungsplanung in den einzelnen Ländern. D a­
nach sollten in dem K ultusm inisterium  eines jeden 
Landes die erforderlichen V oraussetzungen fü r eine um ­
fassende B ildungsplanung v erstä rk t oder unverzüglich 
geschaffen w erden. Vor allem  ist es unerläßlich, eigene 
R eferate für B ildungsstatistik  einzurichten, diese m it 
qualifizierten  Fachkräften  zu besetzen und die E rhebungs­
verfah ren  w eiter auszubauen.
Die K ultusm inisterkonferenz ste llte  in diesem Zusam m en­
hang fest, daß auch der vorgesehene B ildungsrat nu r 
durch leistungsfähige A rbeitsgruppen für B ildungsstatistik  
und -p lanung  in jedem  einzelnen K ultusm inisterium  die 
für eine erfolgreiche A rbeit erforderlichen statistisch und 
pädagogisch einw andfreien  A rbeitsgrundlagen w ird e rh a l­
ten können.

rücksichtigung der fü r 1965 vorgenom m enen Kürzungen 
— im Ja h r  1966 Bundeszuschüsse in Höhe von ca. 550 M il­
lionen DM erforderlich w erden. — Die Berechnungen 
gehen davon aus, daß K linikbauvorhaben n u r bis zu 
33Vs'°/o der G esam tbaukosten m it B undesm itteln  geför­
dert werden, obgleich der W issenschaftsrat seinen Be­
schluß, für diese Vorhaben die Beteiligungsquote von 50 %> 
auf 33Va °/o zu senken, auf das Ja h r  1965 beschränkt hat. 
Nim m t m an diese Einschränkung fü r ein w eiteres J a h r  in 
K auf und streckt die an sich im Ja h r  1966 erforderlichen 
Bundesm ittel zu Lasten sp ä te re r Jah re , soweit dies noch 
v ertre tb a r erscheint, so läßt sich der B etrag für 1966 
äußerstenfalls auf 450 Millionen DM reduzieren.
Nicht berücksichtigt sind h ierbei Bauvorhaben, die im 
Ja h r  1966 begonnen werden. F ü r besondei’s dringende 
neue V orhaben m üssen wenigstens 50 Millionen DM vor­
gesehen werden, ein Betrag, der w eit u n te r dem ta t ­
sächlichen B edarf liegen wird.
Der W issenschaftsrat s te llt danach fest, daß im Ja h r  1966 
fü r die allgem eine Förderung der W issenschaft B undes­
zuschüsse in Höhe von m indestens 500 Millionen DM und 
Bindungserm ächtigungen in Höhe von 100 Millionen DM 
notw endig sein werden.
III. Nicht berücksichtigt ist der F inanzbedarf fü r neue 
wissenschaftliche Hochschulen; h ie rfü r w erden w eitere 
M ittel erforderlich .sein.

Ilektorenkonferenz fordert Forschungsförderungsgesetz

Das P räsidium  der W estdeutschen Rektorenkonferenz sah 
sich gezwungen, vor der Öffentlichkeit folgendes festzu­
stellen:
1. Am 28. Ja n u a r 1965 veröffentlichte die B undesregierung 
den „Bundesbericht Forschung I“, in dem festgestellt wird, 
daß die „Ausgaben .für W issenschaft und Forschung die 
entscheidenden Investitionen in unserer Z ukuhft“ seien. 
„Andere L änder haben diese Zusam m enhänge eher e r ­
kann t als wir. Sie bauen planm äßig m it lang jähriger 
Zielsetzung ihr Hochschulwesen und ihre Forschungsein­
richtungen aus — und sie geben der W issenschaftspolitik 
die notw endige P rio ritä t un te r den S taatsaufgaben“.
2. Am 29. Ja n u a r  1965 beschloß der H aushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages, den H aushaltsansatz von 
300 Mill. DM fü r den Ausbau der W issenschaftlichen Hoch­
schulen im Ja h re  1965 um sieben P rozent (~  21 Mill.) auf 
279 Mill. DM zu kürzen, sowie m it der B egründung kon­
junkturpolitischer N otw endigkeiten eine Sperre von 
20 Prozent (= 55,8 Mill.) über die B undesm ittel fü r Hoch- 
schulbautcn zu verhängen und som it insgesam t 76,6 Mill. 
DM der Disposition der Regierung und des W issenschafts­
rates zu entziehen.
3. Es ist noch offen, ob der Deutschen Forschungsgem ein­
schaft, deren M itglieder die Hochschulen sind, und der 
M ax-Planck-G esellschaft gleichfalls eine K ürzung von 
sieben P rozent (von 58 Mill. bei der DFG, von 72 Mill. bei 
der MPG) zugem utet w erden wird.
4. Nachdem bereits der W issenschaftsrat am  30. Ja n u a r 
1965 in Berlin seine Besorgnis über die Entscheidungen 
des H aushaltsausschusses vorgetragen hat, n im m t das 
P räsidium  der W estdeutschen R ektorenkonferenz diese 
Gegensätze zwischen dem erk lä rten  W illen der Bundes­
regierung und dem Beschluß des H aushaltsausschusses 
des Bundestages zum Anlaß der folgenden E rklärung:
Die W issenschaftlichen Hochschulen haben die kritischen 
Stim m en der Ö ffentlichkeit wohl vernom m en, die sich 
m it P roblem en der Hochschulen auseinandersetzen. In 
allen Hochschulen haben indessen Reform prozesse m it 
tiefgreifenden W irkungen begonnen, die zur Zeit nu r von 
Sachkundigen erk an n t w erden. Die W estdeutsche R ek­
torenkonferenz w ird im Som m er 1965 durch eine Doku­
m entation  der Ö ffentlichkeit auf ihre F ragen antw orten. 
Alle Reform en gehen von der V oraussetzung aus, daß 
Forschung und Lehre eine E inheit bilden, daß also die 
W issensachftlichen Hochschulen das Leben in allen seinen 
Erscheinungsform en m it w issenschaftlichen M ethoden und 
M aßstäben zu erforschen und zugleich junge Menschen für 
solche B erufe auszubilden haben, fü r die eine akadem ische 
V orbildung notw endig ist. Ohne die Fortsetzung des ziel­
strebigen A usbaues der Hochschulen, um  den sich der 
Bund, die Länder, die W irtschaft und die W issenschaftler 
im W issenschaftsrat große V erdienste erw arben, w erden
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die Aufgaben, die vor allen D ingen durch die sta rke  Zu­
nahm e der S tudentenzahlen  nach dem K riege en tstanden  
sind, w erden die allen öffentlichen O rganen und poli­
tischen Instanzen gestellten A ufgaben nicht bew ältig t 
w erden.

W enn V erbände, die sta rke  w irtschaftliche In teressen  re ­
p räsen tie ren  und sich auf M illionen von W ählerstim m en 
berufen, den H aushaltsausschuß des Bundestages v er­
anlassen, viele H undert M illionen DM zu ih ren  G unsten 
an anderen S tellen einzusparen, dann geraten  die w issen­
schaftlichen Einrichtungen in eine hoffnungslose Lage. 
Denn sie rep räsen tie ren  keine W ähler, sie besitzen keine 
„lobby“. Die Forderungen, die sie stellen, betreffen  nicht 
eigene w irtschaftliche In teressen, sondern die w irtschaft­
liche und soziale Entw icklung der Gesellschaft in der 
näheren  und w eiteren  Zukunft, fü r die die V olksvertre­
tung verantw ortlich  ist.
W enn aber die V olksvertretung die augenblickliche F ör­
derung einer Bevölkerungsgruppe fü r w ichtiger h ä lt als 
die Sicherung der Z ukunft aller, dann m üssen die w issen­
schaftlichen E inrichtungen der B undesrepublik  ihre F or­
derung nachdrücklich w iederholen, ein Forschungsförde­
rungsgesetz zu erlassen, das den Leistungen des Bundes 
gem äß A rt. 74, 13 GG eine dauerhafte  G rundlage gibt und 
die Ö ffentlichkeit eindringlich bitten, diese Forderung zu 
un terstü tzen  und vor allem  d arau f hinzuw irken, daß der 
A usbau der W issenschaftlichen Hochschulen auch 1965 in 
der von der Regierung ursprünglich  vorgesehenen Höhe 
ungeschm älert fortgesetzt w ird.

Letzte Entscheidung noch nicht gefallen

Gegen die K ritik  w issenschaftlicher O rganisationen an 
„der angeblichen K ürzung der B undesm ittel fü r W issen­
schaft und  Forschung“, w ie es der C D U -H aushaltsexperte 
Dr. S toltenberg  nannte, v erw ahrte  sich dieser und erk lärte, 
daß fü r die Hochschulen nach Beschluß des H aushaltsaus­
schusses sofort 275 Mio. DM zur V erfügung stünden. Die 
von den V erbänden angenom m ene B ausperre von 55 Mio. 
DM betrage nach einer neueren Fassung indessen ta t ­
sächlich n u r v ier M illionen DM. Dr. S toltenberg steh t m it 
seiner A uffassung b isher ziemlich allein, da sich der B un­

destag noch nicht geäußert hat. Soweit sich jedoch abse- 
hen läßt, kann  m an hoffen, daß die drastische K ürzung 
w ieder aufgehoben w ird.
Die P ro teste  des W issenschaftsrates und der W estdeut­
schen R ektorenkonferenz w ären  somit auf fruchtbaren 
Boden gefallen. Die Bundesregierung w ürde jedoch bei 
A ufrechterhaltung der B ausperre w ortbrüchig und könnte 
die im V erw altungsabkom m en vere inbarte  Sum m e in 
diesem Ja h r  fü r H ochschulbauten nicht ausschütten. Das 
V erw altungsabkom m en zwischen Bund und L ändern  be ­
darf jedoch noch im m er der Genehm igung durch den B un­
destag. Dennoch scheint m an sich in Bonn einig geworden 
zu sein und w ill das V erw altungsabkom m en m it den 
L ändern  über eine finanzielle Beteiligung am  Ausbau 
der Hochschulen in H inkunft als rechtsverbindlich be­
trachten. S ta tt der im Abkommen festgelegten 250 Mio. 
DM h atte  die B undesregierung 300 Mio. DM angesetzt, 
um den A usbau nach den Em pfehlungen des W issen­
schaftsrates etw as großzügiger voran treiben  zu können. 
Der F inanzm inister scheint fü r die 21 M illionen, die bei 
einer 7°/oigen K ürzung verfallen  w ürden, gewisse Deckungs­
vorschläge zu akzeptieren. Es w ird angenommen, daß 
bei den 840 Mio. DM B auernhilfe oder im V erteidigungs­
e ta t etw as übrigbleibt, was als Ersatzdeckung h eran ­
gezogen w erden könnte. Derzeit scheinen n u r m ehr 4 Mio. 
DM im S tre it zu sein. Die W ürfel sind jedoch noch nicht 
gefallen und erst die H aushalstdebatte w ird zeigen, ob die 
P roteste w irklich von Erfolg w aren. (Bei Drucklegung die­
ser A usgabe w aren die B eratungen über den H aushalt 
im B undestag noch nicht abgeschlossen).
Die Bundesregierung, besonders der B undeskanzler und 
sein F inanzm inister, befinden sich in einer schwierigen 
Situation. K onnten sie diese K ürzungen überhaup t e rn s t­
h aft vertreten , nachdem sie den „B undesbericht F or­
schung I “, der eine V erdoppelung der Ausgaben fü r W is­
senschaft und Forschung in  den nächsten Jah ren  vorsieht, 
gerade erst verabschiedet hatten? Wie steh t es h ie r eigent­
lich um  die von Bundeskanzler E rhard  oft zitierte  P rio ri­
tä t von W issenschaft und B ildung innerhalb  der A ufga­
ben des Bundes? K ann m an dem W orte glauben, daß die 
B ildungspolitik in D eutschland heute den Rang der Sozial­
politik eingenom m en hat?

Revision des deutschen Atomprogramms
Förderung wird auf „schnelle Brüter“ konzentriert — Mittel für die Grundlagenforschung reichen nicht aus

HD — Das deutsche A tom program m  1963 fü r v ier Ja h re  
konzipiert w ird  der neuen technisch-wissenschaftlichen 
Entw icklung angepaßt. In  der zw eiten „Halbzeit“ soll die 
F örderung der A tom technik durch den Bund auf die E n t­
wicklung „schneller B rü te r“ — R eaktoren fortgeschritte­
nen Typs m it besserer A usnutzung der B rennstoffe — 
konferenz des Deutschen A tom forum s in Bonn erk lä rt 
ventionellen R eaktortypen  ist — w ie auf einer P resse­
konferenz des deutschen A tom forum s in Bonn erk lä rt 
w urde — sow eit fortgeschritten, daß ih re F inanzierung 
und ih r Bau je tz t der Entscheidung der Industrie  überlas­
sen w erden kann. M inisteriald irigent Dr. Pretsch vom B un­
desforschungsm inisterium  w ürd ig te die Erfolge der deu t­
schen Reaktorenentw icklung. M it n u r w enigen M itteln sei 
die deutsche Industrie  in  die Lage versetzt worden, eigene 
K ernk ra ftw erke zu konstru ieren  und  zu bauen. Der 
B und habe fü r die Entw icklung von K ernkraftw erken  
bisher insgesam t n u r 130 M illionen M ark an Förderungs­
m itte ln  ausgegeben. Das sei w eniger, als ursprünglich 
e rw arte t w orden sei. U rsprünglich seien fü r diese E n t­
w icklung 170 M illionen M ark veranschlagt worden.

Drei Kernkraftwerke
G egenw ärtig w erden drei A tom kraftw erke (in G und- 
rem ingen, O brigheim  und Lingen) errichtet, die etw a je  
eine Leistung von ru n d  250 M egaw att entw ickeln werden. 
Diese A nlagen w erden 1968 betriebsfertig  sein. Zu diesem 
Z eitpunkt w ird  nach Ansicht von Pretsch die deutsche 
Industrie  in der Lage sein, K ernk ra ftw erke „von der 
S tange“ zu liefern, die u n te r w irtschaftlichen B edingun­
gen arbeiten  und auch fü r den E xport zur V erfügung ste ­
hen. Das Bundesforschungsm inisterium  rechnet m it dem 
Bau w eiterer K raftw erke, so daß alle zwei Ja h re  eine 
S teigerung von rund  500 M egaw att elektrischer Energie­
lieferung aus K ernk ra ftw erken  e in tre ten  w ird. Diese drei 
K ernk ra ftw erke gehörten zu einem K ernk raftw erk -D e­
m onstrationsprogram m , m it dem die deutsche R eak to r­
bau industrie  und ihre Zulieferer in die Lage versetzt 
w erden sollten, au f G rund eigener E rfahrungen  K ern ­
k raftw erke  zu entw ickeln und  anzubieten.

F ü r ein m ittelfristiges R eaktor-Entw icklungsprogram m , 
das fünf B auvorhaben um faßt, w ird  der Bund bis 1968 
rund  650 bis 700 Millionen DM aufzubringen haben. 
Höhere M ittel w erden fü r die Entw icklung eines schnel­
len B ru treak to rs erforderlich w erden. H ier sind nach dem 
Forschungsbericht allein fü r das K ernforschungszentrum  
K arlsruhe fü r diese E ntw icklungsarbeiten 200 Millionen 
M ark veranschlagt, von denen der Bund 45 P rozent ü b er­
nehm en muß. Auch im nordrhein-w estfälischen K ernfor­
schungszentrum  Jülich w urden A rbeiten zur Entw icklung 
schneller B ru treak to ren  eingeleitet. Auch h ier w erden be­
trächtliche Ausgaben notw endig sein.

Sorgen um die Finanzierung
Das deutsche A tom program m  h a tte  von 1963 bis 1967 für 
die Reaktorenentw icklung rund  eine M illiarde M ark vor­
gesehen. D ieser B etrag w ird  — w ie von M inisterialdirigent 
Pretsch zu erfah ren  w ar — kaum  in vollem  Um fange zur 
V erfügung stehen. Pretsch betonte, daß dennoch durch 
die geringeren M ittel keine R atlosigkeit en tstehen  w ird.

Sorgen bestehen jedoch bei der F inanzierung des P ro ­
gram m s fü r die G rundlagenforschung. H ier m ußten zahl­
reiche Forschungsprojekte bereits im vergangenen Ja h r  
auf dieses J a h r  vertag t w erden. Der W issenschaftsbericht 
räum t ein, daß die von dem deutschen A tom program m  
fü r erforderlich gehaltenen jährlichen S teigerungsraten  
von 20 Prozent der jeweiligen M ittel in den ersten  drei 
Jah ren  des P rogram m s nicht erreicht w erden konnten. 
Im  in ternationalen  Vergleich w ird  eine jährliche Zu­
w achsrate von zehn bis 15 Prozent fü r notw endig gehal­
ten, um  einigerm aßen m it dem in ternationalen  S tandard  
Schritt halten  zu können. Der B edarf fü r die K ernfo r­
schung und die kerntechnische Entw icklung w ird  fü r die 
Ja h re  1966 bis 1968 auf 2,03 M illiarden M ark geschätzt. 
Die geringeren M ittel und die ständige w issenschaftliche 
Entw icklung m achen daher eine Revision des deutschen 
A tom program m s w eniger in den G rundlinien, sondern 
bei der R ealisierung einzelner P ro jek te  erforderlich.
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Technischer Fortschritt als Unternehmeraufgabe
Prof. Dr.-Ing. Siegfried Balke

Neue Produkte und Erzeugnisse sind das Ergebnis einer 
erfolgreichen wissenschaftlichen Forschung und technischen 
Entwicklung. Jedoch auch die Herstellungsmethoden werden  
durch den technischen Fortschritt gewaltig beeinflußt, immer 
stärker technisiert, automatisiert und rationalisiert. W issen­
schaftliches Forschen und technische W eiterentwicklung sind 
zumeist mit sehr hohen Kosten verbunden und somit ein dif­
fiziles unternehmerisches Problem. Gleichzeitig bedingen die 
Technisierung und die Automatisation eine bessere Ausbil­
dung und ein verantwortungsvolles Handeln der Arbeits­
kräfte. Dies sind die Aufgaben, die jeder Unternehmer zu 
lösen hat. Es schien uns daher wichtig, neben Aufsätzen über 
die Notwendigkeit der Förderung von Forschung und W issen­
schaft als „Investition in unsere Zukunft" einen Beitrag über 
„Technischer Fortschritt als Unternehmeraufgabe“ in dieser 
Beilage, die sich besonders mit der industrienahen Forschung 
beschäftigt, zu veröffentlichen. Nachstehend bringen wir einen 
Auszug aus einem Vortrag von Prof. Dr. Balke:
M it ih ren  vielfältigen technischen H ilfsm itteln  dient die 
A utom atisierung dem A ufbau einer G esellschaftsordnung 
u n te r geänderten  Lebensbedingungen, die das v e ra n t­
w ortungsbew ußte Zusam m enleben in einer politisch s tru k ­
tu rie rten  U m w elt bestim m en. Dazu bedarf es der A nw en­
dung sauberen w issenschaftlichen Denkens auf P roduk ­
tions- und W irtschaftsprozesse m it ihrem  w achsenden 
Bezug zur Sozialordnung.
W ir sehen keinen Anlaß, die U ngeduld zu fördern, m it 
der ein evolutionärer Vorgang in eine eigengesetzliche 
„industrielle Revolution“ u m in terp re tie rt w ird. In  W ahr­
heit ist der Mensch n u r im Begriff, w ie so oft in seiner 
Geschichte, die von ihm  benutzten  W erkzeuge zu v er­
bessern und seine A rbeitsk raft im R ahm en einer zeitge­
m äßen B etriebsorganisation  sinnvoller zu verw enden. 
Das ist kein revolutionärer, sondern ein evolutionärer 
Vorgang, der ungeachtet aller technischen und w ir t­
schaftlichen Pionierleistungen, aller E rfindungen und aller 
menschlichen O pfer eine logische und  stetige Entw icklung 
darste llt. Die A utom atisierung gehört nicht in das Gebiet 
der W eltanschauung. Sie zählt zu den verfahrenstech ­
nischen Begriffen, zur w issenschaftlichen B etriebsführung. 
Es soll nicht verkann t w erden, daß eine in der breiten  
Ö ffentlichkeit vor geraum er Zeit begründete E xistenz­
furcht heu te noch keineswegs beseitigt ist. Ih ren  U r­
sprung h a t sie nicht zuletzt in Erscheinungen der 20iger 
Jah re , bei denen aber im G runde nicht der technische 
Fortschritt, sondern eine unglückliche W irtschaftspolitik 
Ursache der verhängnisvollen K rise gewesen ist. Auch auf 
dem H intergrung unserer geisteswissenschaftlichen T rad i­
tion und des im m er noch m angelnden In teresses vieler 
V erantw ortlicher fü r die naturw issenschaftlich-technische 
Entw icklung w erden w ir es, genährt durch eine resignie­
rende Zeitkritik , auch w eiterh in  noch m it einer künstlich 
erzeugten R ationalisierungsangst zu tun  haben.
Auf der anderen Seite ist die A nnahm e, technischer 
F ortsch ritt und A utom atisierung könnten das arbe its ­
freie P arad ies au f E rden vei'mitt.eln, ebenso falsch w ie die 
Existenzangst. Zw ar können w ir bei dem Versuch, eine 
Bilanz über die letzten  10 oder 15 Ja h re  zu ziehen, befrie ­
digt feststellen, daß durch technischen F ortsch ritt und den 
Ü bergang zu au tom atisierten  V erfahrensw eisen fü r die 
G esam theit der B evölkerung ein nicht fü r möglich gehal­
tener A nstieg des L ebensstandards erreicht w urde. Die 
E inkom m en w urden  erhöht und die A rbeitszeit im R ah ­
men der P roduktiv itä tsste igerung , und oft über diese 
hinaus, verkürzt. A uf G rund der technischen Entw icklung 
w erden aber heu te sozialpolitische Forderungen erhoben, 
die w eit über das Mögliche und das E rforderliche h inaus­
schießen. U ber berechtigte Forderungen w ird  keine A us­
einandersetzung notw endig sein. Es gehört aber zum 
V erantw ortungsbereich von uns allen, die G renze h ie r ­

fü r festzustellen. M ir scheint, daß w ir schon w eit auf einen 
Wege geraten  sind, der als eine Sozialpolitik auf Vor­
schuß zu betrachten  ist.
Die A utom atisierung braucht kein R eservat der G roß­
betriebe zu sein, auch w enn der K apitalaufw and darauf 
deutet. G erade in A nw endung der m odernen au tom ati­
sierten  V erfahrenstechnik in kleineren und m ittleren  Be­
trieben, das sind sowohl organisatorische als auch be­
triebsw irtschaftliche und rein  technische Aufgaben, liegt 
fü r uns noch ein unbearbeitetes Feld. Die Existenz solcher 
B etriebsgrößen ist auf die D auer n u r gesichert, w enn der 
technische A bstand zwischen ihnen nicht so groß w ird, 
daß die K apazitäten der kleineren B etriebe fü r den M arkt 
un in teressan t werden. Die technische Erfindungsgabe und 
die R isikobereitschaft ist n u r eine K om ponente der A uto­
m atisierung, die andere ist die kaufm ännische E rkenntn is 
aus der M arktlage und die schöpferische B enutzung tech­
nischer Möglichkeiten. K leinere und m ittle re Betriebe 
haben so eine Chance. D arüber hinaus eröffnen die auf 
M assenfertigung fü r einen um fassenden M arkt eingestell­
ten Produktionsprozesse der Spezialfertigung neue Mög­
lichkeiten.
Der E inführung der A utom atisierung sind jedoch nicht nu r 
technische, sondern auch volks- und betriebsw irtschaftliche 
Grenzen gesetzt. Die w irtschaftliche Nutzung neuer E r­
kenntnisse muß, zum indest in unserer W irtschaftsord­
nung, auch kostenm äßig gerechtfertig t sein. Die schönste 
autom atische Anlage ist auf die D auer n u r dann tragbar, 
w enn sie im W ettbew erb m it w eniger technisch ausge­
feilten P roduktionsstä tten  bestehen kann. Auch hier 
ist vorgesorgt, daß die A utom atisierung nicht w ie eine 
S turzflu t über uns hereinbricht.

M it der technischen Entw icklung geht eine Umschichtung 
zwischen den drei Sektoren der V olkswirtschaft, der U r­
produktion, der industriellen  F ertigung und dem D ienst­
leistungsbereich, einher. Diese Umschichtung ist notw endig 
und erm öglicht es uns, die m it steigendem  W ohlstand sich 
vergrößernden und sich w andelnden B edürfnisse zu be ­
friedigen. Es ist A ufgabe der W irtschaft, diesen W andel 
rechtzeitig zu erkennen und sich ihm stetig, schnell und 
sinnvoll anzupassen.
W er den technischen Fortschritt bejah t, kann nicht die 
verantw ortliche Entscheidungsfreiheit der U nterneh ­
m ensleitungen einengen wollen, denn Entscheidungen 
über Investitionen, über M ark t- und Absatzchancen und 
über etw aige U m stellungen auf neue Aufgaben verlangen 
bei einer hochentw ickelten W irtschaft und differenzierten 
M ärkten, die nicht zuletzt die Folge eines größeren Aus­
m aßes an technischer R ationalisierung sind, schnelles 
und entscheidendes Handeln, vor allem im Hinblick auf 
das w achsende finanzielle Risiko. H ier liegt der W ettbe­
w erbsvorteil der freien W irtschaft. D am it soll nicht einem 
purem  Ökonomismus das W ort gredet werden.
Daß sich fü r gewisse G ruopen unserer M itarbeiter in u n ­
seren B etrieben soziale H ärten  ergeben können, sehen w ir 
und erkennen w ir an.
D am it ist nun die S ituation der M enschen in unseren Be­
trieben  im w eitesten  Sinne angesprochen. S tellen w ir 
vorab eines fest: Die vorausgesagte M assenarbeitslosig­
keit ist nicht eingetreten  und w ird  auch nicht eintreten. 
Selten haben au tom atisierte B etriebe ihre Belegschaft v e r ­
ringert, sondern eher verm ehrt und höher qualifiziert. Die 
A rbeitsbedingungen sind allgem ein verbessert worden. 
Die körperliche Belastung vieler A rbeitnehm er ist gem in­
dert. Räum liche D istanz vom unm itte lbaren  A rbeitsablauf 
und die m it autom atischen Sicherungen versehenen W arn- 
und S ignalanlagen schützen w irksam er als frü h er vor 
Unfällen. D er A ufstieg von strebsam en und begabten 
N achw uchskräften in allen Fachbereichen und Ebenen ist
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durch die A utom atisierung in fast un erw arte te r Weise 
gefördert worden. F ü r die große M ehrzahl der A rbeit­
nehm er h a t sich der technische F ortsch ritt in hohem  Maße 
positiv ausgew irkt.
U nterrichtung, Personalplanung und Umschulung sind 
M aßnahm en, die in unserem  unm itte lbaren  A ufgaben­
bereich liegen. Die G ew erkschaften fordern  heute darüber 
hinausgehende spezielle S icherungsm aßnahm en für A r­
beitnehm er, die von R ationalisierungsm aßnahm en in i r ­
gendeiner Weise negativ  betroffen  w erden. Sie fordern  die 
Festlegung dieser Sicherungen in T arifverträgen, wie 
Lohnsicherung oder A rbeitsplatzsicherung oder auch 
finanzielle H ilfen bei beruflichen Umschulungen. W ir 
haben indessen große Zweifel, ob ta rifvertrag liche Rege­
lungen auf diesem G ebiete notw endig oder zweckmäßig 
sind.
Die deutsche Sozialordnung ste llt den A rbeitnehm ern be ­
reits ein allgem eines xmd um fassendes Schutzsystem zur 
Verfügung. Das V orhandensein unseres Sicherungssystem s 
unterscheidet unsere S ituation  grundlegend von derjen i­
gen der am erikanischen W irtschaft. Die am erikanische 
Lage ist durch das Fehlen allgem einer Gesetze und die 
dadurch bedingte E inführung spezieller Sicherungsm aß­
nahm en in T arifverträgen  gekennzeichnet. Aus dieser 
grundsätzlich unterschiedlichen Lage verb ie te t es sich da ­
her, Folgerungen fü r die deutsche T arifpolitik  m it dem 
Hinweis auf am erikanische Beispiele zu begründen. 
K aum  einer Frage aber kom m t für die w eitere Entw ick­
lung eine solche B edeutung zu wie der der zukünftigen

Berufsausbildung und der allgem einen Bildung. Die 
klassischen Lehrberufe, in denen heute noch dreiv iertel 
a ller Lehrlinge ausgebildet werden, w erden in der gro­
ßen Zahl n ich tautom atisierter B etriebe und auch in v ie­
len autom atischen Fertigungsstätten  w eiterhin  eine be ­
deutsam e Rolle spielen. W ir U nternehm er stehen vor der 
Aufgabe, dieses Berufsausbildungssystem , das über lange 
Zeit gewachsen ist und sich bew ährt hat, den sich ändern ­
den Bedingungen anzupassen. Es ist elastisch. Zukünftige 
Regelungen dürfen  an  dieser E lastizität keinesfalls etw as 
ändern. U nsere A usbildungsm aßnahm en m üssen anpas­
sungsfähig bleiben. Das H auptziel der zukünftigen A us­
bildung ist es, eine möglichst b reite Basis zu bilden, um 
Entw icklungsm öglichkeiten zu sichern. Spezialkenntnisse 
lassen sich später umso leichter aufstocken, je b reiter 
die G rundlage ist.

Die A utom atisierung w ird im m er s tä rker den zeitlichen 
A blauf der G üterproduktion beeinflussen, nicht nu r in der 
Fertigung, sondern auch im Verbrauch. Die W irtschaft 
muß im m er m ehr dem B edarf voraus produzieren und 
neue M ärkte schaffen, nicht wie b isher h in terher zur 
Deckung von Nachholbedarf. Ich brauche nicht w eiter 
nachzuweisen, daß diese Zukunftsentw icklung nicht durch 
die positive oder restrik tive  H altung von sozialpolitischen 
O ganisationen beeinflußt w erden kann. W ir sollten au f­
hören, zu glauben, K onflikte aus der Technisierung der 
A rbeitsw elt durch T arifkäm pfe lösen zu können.

Arbeitsphysiologische Belastung durch das Grubenklima

Wegen der zunehm enden K lim aschw ierigkeiten in den 
deutschen G ruben und der dam it verbundenen w achsen­
den physiologischen Belastung der B ergleute w urden  m it 
M itteln der A rbeitsgem einschaft Industrie ller Forschungs­
vereinigungen (rd. 235 000 DM) arbeitsphysiologische U n­
tersuchungen durchgeführt. Sie ha tten  zum Ziel, die Höhe 
der physiologischen Belastung festzustellen und U n ter­
lagen fü r eine bessere B ew ertung des G rubenklim as zu 
erarbeiten . F ragen der G rubensicherheit durch Festsetzung 
oberer K lim agrenzen spielen in diesem Zusam m enhang 
ebenfalls eine w esentliche Rolle. Aus vorangegangenen 
U ntersuchungen, die teils an Einzelpersonen in der K lim a­
kam m er des M ax-P lanck-Institu ts fü r A rbeitsphysiologie 
in D ortm und, teils an B ergleuten an ihrem  A rbeitsplatz 
un tertage durchgeführt w orden w aren, lag eine Reihe 
von Ergebnissen vor. Deren W ert w ar jedoch dadurch 
gem indert, daß in der K lim akam m er die U ntersuchungen 
nur an Einzelpersonen und bei begrenzten K lim abedin­
gungen vorgenom m en w erden konnten, w ährend  die 
untertäg igen  M essungen an B ergleuten durch unzuläng­
liche M eßbedingungen und M eßeinrichtungen erschw ert 
w urden.

Es w ar daher geplant, die Versuche an einer größeren 
Zahl von akklim atisierten  B ergleuten in einem P rüfstand  
übertage, jedoch u n te r G rubenbedingungen fortzusetzen. 
Als P rü fstand  konnte der K lim akanal der W etter- und 
S taubstelle der H üttenw erke O berhausen AG Bergbau in 
S terk rade benutzt w erden, in dem K lim abedingungen ein ­
gestellt w erden können, die den V erhältnissen in G ru ­
ben, vor allem  in den kritischen oberen Bereichen, e n t­
sprechen. Aus G ründen der Leistungsm essung entsprach 
die T ätigkeit der Versuchspersonen zw ar nicht völlig der 
bergm ännischen A rbeit, sie w ar jedoch dieser w eitgehend 
angepaßt.

Die U ntersuchungen w urden als G em einschaftsarbeit 
durchgeführt, und zw ar w aren beteiligt:

das M ax-P lanck-Institu t fü r Arbeitsphysiologie, D ort­
m und

das In s titu t fü r F lugm edizin der Deutschen Versuchs­
ans ta lt fü r L uftfahrt, Bad Godesberg

die H üttenw erk  O berhausen AG Bergbau, S terk rade
die Forschungsstelle fü r G rubenbew etterung des S tein ­

kohlenbergbauvereins, Essen.

Da wegen der großen Zahl der Versuchspersonen und 
U ntersucher sowie der hohen B etriebskosten fü r den 
K lim akanal die Kosten fü r die D urchführung der V er­
suche sehr hoch w aren, w urden  neben den über die A r­
beitsgem einschaft Industrie ller Forschungsvereinigungen 
bean trag ten  M ittel w eitere B eträge von der Hohen Be­

hörde der Europäischen Gem einschaft für Kohle und Stahl 
in Luxem burg und vom S teinkohlenbergbauverein zur 
Verfügung gestellt.
Die Versuche erfo rderten  zunächst um fangreiche Vor­
bereitungen. Eine U ntersuchung der Eigenschaften des 
K lim akanals zeigte, daß zur E inhaltung der geforderten 
K lim aw erte und Toleranzen in zeitlicher und örtlicher 
Hinsicht besondere zusätzliche V orkehrungen und E in­
bauten  notw endig w aren. Die Ergom eter, an denen die 
V ersuchspersonen ihre A rbeit zu verrichten hatten , w aren 
einzustellen, zu eichen und teilw eise erst zu entwickeln 
(Hubergom eter). F erner w ar eine Vielzahl von M eßgeräten 
zu beschaffen.
Nicht unerw ähn t dürfen  all die Schw ierigkeiten tech­
nischer und menschlicher A rt bleiben, die bei einer U nter­
suchung auftreten , in der der Mensch das V ersuchsobjekt 
ist, an der zwölf Versuchspersonen und ebenso viele U n­
tersucher gleichzeitig beteiligt w aren  und bei der s tünd ­
lich über 500 M eßwerte aufgenom m en w urden. Allein 
das E inhalten einer gleichbleibenden A rbeitsleistung der 
Versuchspersonen erfo rderte  eine ständige Überwachung, 
zahlreiche technische H ilfsm ittel und besondere Anreize 
finanzieller A rt. Der Bergm ann ist un te r natürlichen Be­
dingungen daran  gewöhnt, seine A rbeitsleistung so ein ­
zustellen, daß sie am  Anfang seiner A rbeitszeit höher 
liegt und gegen Ende der Schicht zurückgeht. Das E in ­
halten  einer gleichbleibenden A rbeitsleistung w ährend 
der Versuchszeit w ar jedoch fü r die B eurteilung der v e r­
schiedenen K lim abedingungen unbedingt erforderlich. Die 
M essungen w erden vorwiegend noch im M ax-Planck- 
In stitu t in D ortm und ausgew ertet.
Die U ntersuchung liefert H inweise über die Eignung der 
E ffek tiv tem peratu r (nach Yaglou) als M aßstab zur Be­
w ertung des G rubenklim as. Es ha t sich herausgestellt, 
daß diese E ffek tiv tem peratur, die im allgem einen als 
der zuverlässigste K lim asum m enm aßstab angesehen w er­
den kann, im Bereich nahe der oberen E rträglichkeits­
grenze das Klim a bei hoher rela tive r Feuchte zu gün ­
stig w ertet. Nach den neuesten E rkenntnissen  aus die­
sem Forschungsvorhaben lassen sich Zustände gleicher 
physiologischer Belastung im psychrom etrischen D iagram m  
über weite Bereiche nicht durch gerade Linien be ­
schreiben, wie es die E ffek tiv tem pera tu r tut. Die Zu­
sam m enhänge sind  verw ickelter, als m an bisher a n ­
genom men hat. Trotz der E inschränkung behält aber 
der K lim am aßstab E ffek tiv tem pera tu r seine Bedeutung, 
und die Versuche in S terk rade haben in Vei’bindung 
m it früheren  E rkenntnissen  die G rundlagen fü r eine 
obere K lim agrenze in S teinkohlengruben geliefert. Mit 
dem W ert t0ff =  32° C ist sie vom „Ständigen Ausschuß 
fü r die B etriebssicherheit im S teinkohlenbergbau“ bei der
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Hohen Behörde in Luxem burg den L ändern  der Euro ­
päischen Gem einschaft fü r Kohle und S tahl em pfohlen 
worden. Innerhalb  des Bundesgebietes habe m an als M aß­
stab die Bezeichnung GK (Grubenklim a) vorgeschlagen, 
um dam it die Möglichkeit offen zu halten, anstelle der 
derzeit gültigen t eff einen verbesserten  M aßstab ohne 
verw altungstechnische Schw ierigkeiten durchzusetzen und 
dam it dem jeweiligen w issenschaftlichen S tand der K lim a­
bew ertung schneller Rechnung tragen  zu können. Die w ei­
teren  Ergebnisse dieser U ntersuchung liegen vorwiegend

auf arbeitsphysiologisch-m edizinischem  Gebiet und sind 
so um fangreich, daß ihre A usw ertung noch einige Zeit in 
Anspruch nehm en w ird. Sie beweisen jedoch eindeutig, 
daß k lare Zusam m enhägne zwischen der A rbeitsfähigkeit 
des Menschen und dem G rubenklim a bestehen. Es gilt 
nun, die Ergebnisse so auszuw erten und in A nwendung 
zu brignen, daß die Menschen ihre bergm ännische A rbeit 
möglichst ohne körperliche Schäden leisten können. Dazu 
w erden in einem eigenen V orhaben bereits besondere 
M ethoden der G rubenkühlung erforscht.

Sandwich-Verfahren in der Elektronenmikroskopie

Das E lektronenm ikroskop m it Beugungsanordnung ist 
eine wichtige M ethode zur Bestim m ung der K ris ta lls tru k ­
tu r  von Stoffen und zum S tudium  von G itterfehlern , S ta ­
pelfehlern  und Versetzungen, d. h. jener Gebiete der 
Festkörperphysik , die fü r das V erständnis der V erfor­
m ungsvorgänge entscheidend wichtig sind. Die U ntersu ­
chung erfolgt dabei an sehr dünnen Folien von w eit w eni­
ger als ein T ausendstel M illim eter Dicke.

W ährend das D urchstrah lverfahren  bei M etallen gute 
Ergebnisse gebracht hat, w aren  manche Stoffe, w ie anor­
ganische Salze, b isher nicht geeignet, da sich aus ihnen 
keine geeigneten E inkristallfo lien  herstellen  ließen. H ier 
sind nun Fortschritte  durch ein besonderes elek tronen ­
mikroskopisches P räparationsverfah ren  erreicht worden. 
Im Physikalischen Laboratorium  Mosbach h a t Dr. Demny 
eine von ihm  m it der anschaulichen Bezeichnung Sand ­
w ich-V erfahren versehene M ethodik ausgebildet, bei der 
s ta rk  verdünn te Lösung des betreffenden Salzes zwischen 
zwei leicht du rchstrah lbare Folien gebracht w ird. Bei der 
A uskristallisation  w ird  die d ritte  Dimension im W achstum 
unterdrückt, und es ensteh t eine ausgedehnte, sehr dünne 
E inkristallfolie.

Nach der neuen M ethoden w urden A lkali- und Schw er­
m etallsalze untersucht, wobei sich die erste G ruppe sehr 
geeignet fü r die U ntersuchung erwies. Ein besonderes

V erhalten zeigten die Am m onium halogenide. Sie k ris ta lli­
sierten  bei diesem P räparationsverfah ren  nicht n u r in 
ih rer norm alen S truk tu r, sondern ergaben oft s ta rke  Ab­
weichungen. So w urde beim Ammoniumchlorid sowohl 
Cäsium chlorid- als auch N atrium chlo rid -S truk tu r m it je ­
weils m ehreren  verschiedenen G itterkonstan ten  beobach­
tet. Bei der U ntersuchung von Am m onium jodid und bei 
K alium salzen (Karbonat, Sulfat, Zynat) tra ten  starke 
Abweichungen vom norm alen Typus auf. Es ergaben sich 
auch Ä nderungen der S tru k tu r beim Aufheizen im Elek­
tronenm ikroskop; alles Ergebnisse, die fü r die Theorie 
des K ristallw achstum es von Bedeutung sind.
Das V erfahren des A uskristallisierens zwischen zwei Fo­
lien eignet sich auch fü r leicht sublim ierbare Substanzen, 
wie Selen und Tellur. Dazu w erden diese Stoffe auf eine 
Kohlfolie aufgedam pft, durch eine zweite Folie abge­
deckt und im Elektronenm ikroskop langsam  aufgeheizt. 
Selen verhält sich dabei sehr unterschiedlich. W ird es im 
Vakuum  aufgedam pft, so rek rista llis iert aus der am orphen 
Schicht die norm ale hexagonale S truk tu r. An Luft aufge­
dam pft liefert es beim Aufheizen im E lektronenm ikroskop 
K ristalle m it keiner einheitlichen S truk tu r, die eine hohe 
Dichte von G itterfeh lern  zeigen, die — ihren K ontrasten  
nach zu urteilen  — Stapelfehler sein können. Zur K lärung 
dieser F rage sind noch w eitere U ntersuchungen no t­
wendig. Br.

Forschungsvorhaben der AIF

Kavitation und Korrosion an Dieselmotoren
Die erheblichen Summen, die jährlich  fü r die Behebung 
und zur A bw ehr von Korrosionsschäden aufgebracht w er­
den müssen, machen allgem ein eine eingehende E rfo r­
schung von W erkstoffbeanspruchungen erforderlich. Allein 
durch K avitation  en tstehen  Schäden, die auf jährlich 
40 Mio DM geschätzt w erden. K avitations- und K orrosi­
onsschäden in den K ühlsystem en von schnellaufenden Die­
selm otoren w erden durch ein Zusam m enw irken von elek ­
trochemischen, therm ischen und mechanischen B eanspru ­
chungen hervorgerufen.. Da diese Zerstörungen in vielen 
Fällen zu einer em pfindlichen L ebensdauerverkürzung 
der betroffenen Teile führen, w urde von der Forschungs­
vereinigung V erbrennungskraftm aschinen bereits 1958 ein 
Forschungsvorhaben angeregt, dessen Ziel es w ar, die Zu­
sam m enhänge bei den w asserseitigen Beschädigungen zu 
untersuchen. Die jetzigen U ntersuchungen sollen sich auf 
diejenigen ebenfalls beanspruchten Teile des M otors be ­
ziehen, die schwingenden M otorteilen gegenüberliegen, 
ohne selbst zu schwingen. Von seiten der A IF w ird  dieses 
V orhaben m it einem  Zuschuß bedacht, da die zusam ­
m enhängenden Problem e der K avitations- und K orro ­
sionsvorgänge nach wie vor ungek lärt sind und einer 
sehr gründlichen B earbeitung aus der G rundlagenfor­
schung heraus bedürfen.

*
Hartverchromung und W erkstoffverhalten 
an Konstruktionsteilen
Am In stitu t fü r W erkstoffkunde der TH D arm stad t w er­
den über die Forschungsvereinigung V erbrennungskraft­
m aschinen seit Jah ren  um fassende A rbeiten über die 
H artverchrom ung, insbesondere über die E igenspannun­
gen in galvanisch abgeschiedenen Schichten durchgeführt. 
N unm ehr sollen die A rbeiten  auf m ehr technische F rage­
stellungen ausgedehnt w erden und zum Beispiel der E in ­
fluß der H artverchrom ung auf die Festigkeit von W erk­
teilen in allen Einzelheiten stud iert w erden. Dieses F o r­
schungsvorhaben ist fü r viele Zweige des M aschinen-, 
G eräte- und Fahrzeugbaues von grundsätzlicher techni­

scher und, w enn die H artverchrom ung sicherer beherrscht 
und w eiterverb reite t w erden kann, auch von großer w irt­
schaftlicher Bedeutung. Der E influß der H artverchrom ung 
bei ungünstigeren Abscheidungs- und B eanspruchungs­
bedingungen an K onstruktionsteilen  w ird e rst über die 
praktische B rauchbarkeit des V erfahrens entscheiden. 
Diese kom plexen Zusam m enhänge sind bisher nicht syste­
matisch untersucht worden. In dem Vorhaben, dessen Ge­
sam tkosten von der A rbeitsgem einschaft Industrie ller F or­
schungsvereinigungen getragen werden, w erden daher 
zahlreiche wissenschaftliche und technische Problem stel­
lungen berührt, die fü r die ständig steigenden A nforde­
rungen an die mechanische und chemische W iderstands­
fähigkeit, im besonderen von K onstruktionen aus Stahl, 
von großem  In teresse sind.

*

Neufassung der Kran- und Kranbahn-Vorschriften
F ür die Berechnung und K onstruktion  von K ranen und 
K ranbahnen  liefern die derzeitigen D IN -Vorschriften keine 
ausreichende G rundlage fü r eine zuverlässige und gleich­
zeitig w irtschaftliche Bemessung. Die B eratung der neuen 
K ran - und K ranbahn-V orschriften  hat die N otw endigkeit 
ergeben, den verschiedenen Einflußgrößen in einem grö­
ßeren zusam m enhängenden und abgestim m ten Versuchs­
program m  nachzugehen. Der Schw erpunkt dieser Versuche 
soll auf dem G ebiet der D auerbeanspruchung von K ran ­
bahnen liegen. Schadensfälle an K ranbahnbrücken, die 
in der letzten Zeit bekanntgew orden sind, haben es d rin ­
gend erforderlich gemacht, die U ntersuchungen über die 
D auerbeanspruchung vorzunehm en. Der bisherige Weg, die 
V orschriften fü r geschweißte E isenbahnbrücken als 
G rundlage zu verw enden, ha t versagt, da die entsprechen­
den B elastungszustände dort nicht Vorkommen. Die V er­
suchsergebnisse w erden somit ebensosehr von theore ti­
schem W ert w ie fü r die praktische A usw ertung von N ut­
zen sein. Nach einer einw andfreien  K lärung w ird  es m ög­
lich sein, eine N eufassung der Vorschriften fü r die Be­
rechnung und K onstruktion  für K rane und K ranbahnen 
durchzuführen.
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Leistungssteigerung von Verbrennungsmotoren

F ür viele Zwecke w erden heute besonders leichte, oft 
auch tragbare  V erbrennungsm otoren benötigt, so in H and­
w erk  und Industrie, im V erkehr, besonders aber in der 
L u ftfah rt und fü r m ilitärische Zwecke. Auf den beiden 
letztgenannten  A nw endungsgebieten w erden dabei be ­
sonders hohe A nforderungen gestellt, die einen extrem en 
Leichtbau und eine hohe spezifische Leistung erfordern . 
W egen verschiedener V orteile h a t fü r diese Zwecke in 
le tz ter Zeit der Zw eitaktm otor w ieder an B edeutung ge­
wonnen. M it zunehm ender Zylindergröße tre ten  jedoch 
Schw ierigkeiten durch höhere therm ische Belastung auf. 
E iner Leistungssteigerung, die m it einer höheren W ärm e­
belastung und einer V ergrößerung des Zylinderdurchm es­
sers verbunden ist, sind G renzen gesetzt, die von 
der zulässigen K olbentem peratur abhängen. Man kann  
daher größere und s tä rkere  Zylindereinheiten  n u r v e r ­
w irklichen, w enn m an die T em peraturen  beherrscht. In 
einem  Forschungsvorhaben soll daher der Einfluß der 
Zylindergröße auf die T em peratu r von Kolben und Zylin­
der bei lu ftgekühltem  Zw eitaktm otor herausgefunden 
w erden. Da sich das Forschungsvorhaben m it einer fü r 
den M otorenbau sehr wichtigen F rage nach den Leistungs­
grenzen des Z w eitaktm otors befaßt, h a t sich die A rbeits­
gem einschaft Industrie ller Forschungsvereinigungen en t­
schlossen, die G esam tkosten des V orhabens zu überneh ­
men.

*

Strömungsverluste in Turbinen

W ährend des Betriebes von G asturbinen verändern  sich 
die O berflächen der eingebauten Schaufelprofile m ehr 
oder w eniger gleichm äßig durch V erzunderung, V er- 
schm rtzung, korrosiven oder erosiven Abtrag. Am „Insti­
tu t fü r S tröm ungsm aschinen“ an der TH H annover sollen 
nun  U ntersuchungen durchgeführt werden, die zu einer 
K lärung  der Frage, w ie sich die S tröm ungsverhältn isse 
und insbesondere die V erluste von Schaufelprofilen än ­
dern, w enn die P ro filkon tu r durch Erosion oder K or­
rosion verändert w ird, dienen. F ü r die B eurteilung des 
W irkungsgrades im praktischen B etrieb sind diese K enn t­
nisse von besonderem  Interesse. Von seiten der A rbeits­
gem einschaft Industrie ller Forschungsvereinigungen w ird 
dieses V orhaben un terstü tz t, da m an der Ansicht ist, daß 
die Schaufelprofil-V eränderungen in G asturbinen ein 
grundlegendes, allgem ein interessierendes Problem  d a r ­
stellen, m it dessen U ntersuchung sich die W issenschaft in ­
tensiv befassen sollte.

*

Lagerung von Reis

Die B undesforschungsanstalt fü r G etreideverarbeitung 
Berlin/D etm old w ill in einem  V orhaben die F aktoren  e r ­
m itteln , die die L agerfähigkeit des W eißreises in lu f t­
dichter V erpackung beeinträchtigen. D arüber hinaus sollen 
die M öglichkeiten der Entw icklung eines Lagerungsschnell­
testes geprüft w erden. Die geplanten  U ntersuchungen 
sind fü r eine langfristige L agerung von Reis von Be­
deutung, w as aus verschiedenster Sicht, insbesondere auch 
zusam m en m it der N otstandsplanung von besonders gro­
ßem volksw irtschaftlichem  In teresse ist. Das Vorhaben 
w ird  von der A rbeitsgem einschaft Industrie ller F o r­
schungsvereinigungen finanziert.

*

Kürzere Einlaufzeit von Motoren

In den vergangenen Jah ren  w urde die V erw endung von 
M itteln zur Beschleunigung des E inlaufens von V erbren ­
nungsm otoren im m er s tä rk e r erw ogen; in verschiedenen 
Fällen  w erden E inlaufm ittel, wobei es sich um Einlauföle 
genauso w ie um  K raftstoffzusätze handelt, bereits einge­
setzt. Die B eantw ortung der Frage, ob bei der V erw en­
dung von Einlaufbeschleunigern m it dem V orteil einer 
w esentlich verkürzten  E inlaufzeit nicht Nachteile fü r die 
G esam tlebensdauer des M otors verbunden sind, ist von 
großer w irtschaftlicher Bedeutung. D aher erscheint eine 
U ntersuchung der V erschleißverhältnisse als eine d ring ­
liche Aufgabe. Im  „Institu t fü r M aschinen-K onstruktions- 
lehre und K raftfah rzeugbau“ an der TH K arlsruhe soll 
daher in Versuchsreihen erm itte lt w erden, welche W ir­
kung die E in laufm ittel auf den Verschleiß an W erkstoff­
te ilen  des M otors haben. Die U ntersuchungen am  In stitu t 
sollen m it rad ioak tiven  Isotopen durchgeführt werden, 
m an w ill also m odernste w issenschaftliche H ilfsm ittel 
benutzen, um exakte M essungen zu ermöglichen. Da es fü r

die M aschinen-Industrie von besonderer B edeutung ist, 
durch eine sorgfältige und wissenschaftlich durchdrungene 
A rbeit den Einlaufvorgang am  M otor zu ergründen  und 
R ichtlinien zu gewinnen, fö rdert die A rbeitsgem ein­
schaft Industrie ller Forschungsvereinigungen das Vor­
haben.

*

Korrosion von Gläsern

F ür die m eisten Anwendungszwecke des Glases ist das 
V erhalten  der Glasoberfläche ausschlaggebend, wobei dem 
A ngriff von W asser die größte B edeutung zukom mt. Es 
sei nicht n u r an  die üblichen oder auch chemischen Ge­
räteg läser gedacht, die einem  A ngriff ausgesetzt sind, 
sondern auch an  A m pullengläser, die m it Lösungen fü r 
medizinische Zwecke gefüllt w erden. U ber die E lem entar­
vorgänge bei der Auslaugung von Glas weiß m an bisher 
noch verhältn ism äßig  wenig. Eine genaue Untersuchung, 
deren Kosten von der A rbeitsgem einschaft Industrieller 
Forschungsvereinigungen getragen w erden, sollen nun die 
Zusam m enhänge des bei einem  sauren A ngriff au ftre ten ­
den Ionenaustausches aufzeigen.

*

Stahlformguß in der Fahrzeug-Industrie

In  der F ahrzeugindustrie w erden in zunehm endem  Maße 
gew ichtsarm e S tahlgußbauteile hohen Beanspruchungen 
(Zug und Druck) ausgesetzt, um  das Fahrzeuggew icht so 
gering wie möglich zu halten  und das spezifische Lei­
stungsgew icht zu erhöhen. Diesen B em ühungen nach 
Leichtbauw eise folgend, m uß zur K onstruktion  solcher ^  
Fahrzeugteile eine eingehende K enntnis der W erkstoff- f l  
kenndaten  v erm itte lt w erden. W ährend die mechanischen 
Eigenschaften der in Frage kom m enden S tahlgußsorten 
(Festigkeit und Zähigkeit) bereits festgelegt sind, ist es 
nun erforderlich, auch Aussagen über das Zeitfestigkeits­
verhalten  zu machen, dam it eine sinnvolle A nwendung 
von S tahlguß gegenüber anderen W erkstoffen möglich ist. 
Seit Jah rzehn ten  besteh t ein ausgesprochenes B edürfnis 
fü r die K enntnis dera rtiger W erte, die es dem K onstruk ­
te u r  ermöglichen, die G estalteinflüsse au f die Bauteile zu 
beurteilen. Im  Rahm en eines Forschungsvorhabens, das 
im „L aboratorium  fü r B etriebsfestigkeit“, D arm stadt, 
durchgefüht w erden soll, w erden vor allem  Probeflach­
stäbe m it K erbbohrungen un tersucht w erden. Da es 
keinem  Zweifel unterliegt, daß das V ersuchsvorhaben fü r 
die Industrie  von ganz großer Bedeutung ist, h a t sich die 
A rbeitsgem einschaft Industrie ller Forschungsvereinigun­
gen entschlossen, die A rbeiten zu finanzieren.

*

Manövrierverbesserung von Schiffen

Trotz vieler theoretischer und experim enteller A rbeiten 
zu D rehkreism anövern von Schiffen herrscht bezüglich 
der Um rechnung der F aktoren  beim Ü bertragen von Mo­
dellergebnissen auf Großschiffe noch w eitgehende U n­
klarheit. In  einem  Forschungsvorhaben, das die A rbeits- ^  
gem einschaft Industrie ller Forschungsvereinigungen f i n a n - f l  
ziert, w ill m an, nachdem  nun die V erbesserung der M a - ^  
növrierfähigkeit der Schiffe im M odellversuch ständig 
gesteigert w erden konnte, die Ergebnisse am  Modell auf 
die G roßausführung um rechnen. Um die Zuverlässigkeit 
der U ntersuchungsverfahren kennen zu lernen, sind sorg­
fältige V ergleichsversuche an G roßausführungen und ihren 
M odellen unerläßlich. Die Möglichkeit, die M odellwerte 
genau um rechnen zu können, ist vor allem  fü r Schiffe 
erforderlich, die in engen G ew ässern verkehren. Man 
glaubt, nach einer einw andfreien Lösung des anstehenden 
Problem s der B innenschiffahrt helfen zu können, die 
V erlustquote durch H avarie herabzudrücken und die s tän ­
dig zunehm ende V erkehrsdichte zu m eistern.

*
Verarbeitung von Kunststoffen

Bei therm oplastischen K unststoffen spielen chemische 
V eränderungen bei der V erarbeitung bisher in den m ei­
sten Fällen  die Rolle der unerw ünschten  N ebenreaktionen. 
H ierzu gehören besonders A bbau-Erscheinungen. V er­
färbung und gelegentlich auch Vernetzung, besonders 
u n te r dem Einfluß von L uft-S auerstoff und s ta rk  th e r ­
mischer B eanspruchungen. M it einem großen Aufwand, 
der von der A IF getragen w ird, w ill m an nun die diesen 
Erscheinungen zugrundeliegenden Vorgänge erforschen. 
Der Um fang des Abbaues und der V erfärbung bei der 
V erarbeitung ist fü r die B eurteilung der'W iederverw end ­
barke it von K unststoffabfällen  besonders wichtig.
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Weniger Humboldt-Stipendiaten im nächsten Jahr ?
Alexander von Humboldt-Stiftung legt Jahresbericht 1964 vor

HD — Die A lexander von H um boldt-S tiftung w ird, sofern 
die 7°/oige H aushaltskürzung aufrecht bleibt, im Mai dieses 
Jah res  bei der A usw ahl junger ausländischer W issen­
schaftler, die norm alerw eise fü r ein J a h r  zu einem  F or­
schungsaufenthalt nach D eutschland eingeladen und allein 
nach der w issenschaftlichen Q ualifikation und der m ensch­
lichen Eignung beu rte ilt w erden, n u r m ehr 240 Stipendien 
vergeben können. Die V erbindlichkeiten der S tiftung für 
das Förderungsprogram m  1964, das bis Ende Septem ber 
1965 läuft, sind so groß, daß eine 7 %>ige generelle 
H aushaltskürzung des Bundes eine V erringerung der S ti­
pendienzahl um  60 bedeuten w ürde. In  den letzten  Jah ren  
konnte die S tiftung nach eigener Beschränkung jeweils 
300 jungen ausländischen w issenschaftlichen Nachwuchs­
k räften  einen D eutschlandaufenthalt fü r wissenschaftliche 
A rbeiten ermöglichen. D iesen betrüblichen Ausblick fü r 
1965 gab der G enera lsek re tär der A lexander von H um ­
bold t-S tiftung, Dr. Pfeifer, in einem  Pressegespräch an ­
läßlich der Ü bergabe des um fangreichen Jahresberichtes 
1964. Diese Entw icklung ist um  so bedauerlicher, als die 
S tiftung m it ihrem  Förderungsprogram m  der auslän ­
dischen w ie auch der deutschen W issenschaft einen großen 
D ienst erw eist, und nicht zuletzt sind die ku ltu re llen  
A usw irkungen fü r Deutschland, die die Beschäftigung der 
ausländischen H um boldt-S tipendiaten  m it der deutschen 
Sprache und Lebensweise m it sich bringt, sehr bedeu­

tungsvo ll.

Verfehlte auswärtige Kulturpolitik
D eutschlands ausw ärtige K ulturpolitik  befindet sich nach 
den W orten von Dr. P feiffer in einer Agonie und e r ­
streckt sich n u r au f Selbstdarstellung in Sonntagsreden 
von Politikern . In  der ausw ärtigen K ulturpolitik  gehe es 
nicht darum , m it H ilfe von K arajan -K onzerten  und Dich­
terlesungen in aller W elt deutsches K ulturethos näher zu 
bringen, sondern darum , den V ölkern der freien  W elt 
zu sagen, daß das, was heu te  in D eutschland vor sich geht, 
von einem  anderen, einem  dem okratischen Geist beseelt 
ist, im Gegensatz zu den Vorgängen von 1933 bis 1945. 
Von dieser Tatsache m üssen w ir die Ö ffentlichkeit unse­
re r w estlichen N achbarn überzeugen, und fü r Dr. P feiffer 
ist es unverständlich, daß w ir in A frika eine Reihe von 
G oethe-Institu ten  besitzen, jedoch keines in Am erika. 
Ziel der ausw ärtigen K ulturpolitik  m üsse es sein, V or­
u rte ile  D eutschland gegenüber zu beseitigen. Die in te r ­
nationale fachliche Z usam enarbeit von W issenschaftlern, 
der A ustausch von Gedanken, könne auf diesem Wege 
gute D ienste leisten; die In itia tive  dieser Z usam m enarbeit 
dü rfe  m an jedoch nicht allein in ternationalen  O rgani­
sationen überlassen, die zum eist carita tive  Zwecke v er­
folgten.
Zur Frage eines K ulturabkom m ens m it M oskau erk lä rte  
Dr. Pfeiffer, daß er der M einung des A bgeordneten M ar­
tin sei, den Austausch zu pflegen, jedoch ohne d irek te 
E inschaltung staatlicher Stellen. Dr. P feiffer hofft, daß 
durch eine W illenserklärung der B undesregierung die 
adm inistra tiven  Weichen fü r einen K ulturaustausch  (Er­
langen eines Visums, G esundheitsnachw eis etc) noch in 
diesem J a h r  gestellt w erden.

Kürzling des Eats bedeutet großen Verlust
Die A lexander von H um bold t-S tiftung  b au t m it ihrem  
klug durchdachten F örderungsprogram m  fü r junge W is­
senschaftler (Auswahl nach streng w issenschaftlichen M aß­
stäben ohne Beeinflussung durch politische Tatbestände) 
der deutschen K ulturpolitik  im A usland goldene Brücken. 
Eine 7 °/oiFe K ürzung der Mittel, des Ausw. Amtes für 
die H um bold t-S tiftung  — im m erhin ein B etrag  von 450 000 
DM — w ürde, w ie schon gesagt, einen Rückgang der Zahl 
der E inladungen an junge W issenschaftler von 300 auf 
240 bedingen. Ein schwerer Rückschlag fü r die A rbeit 
der Stiftung, der in keinem  V erhältn is zu jenem  geringen 
Gewinn steht, den die B undesregierung durch Streichung 
der Et.atm ittel fü r das H um boldt-Förderungsprogram m  
erreicht. Nach Ä ußerungen Dr. P feiffers w äre es außer­
dem durch eine V erlagerung gew isser Ausgaben in der 
K u ltu rpo litik  des Ausw. Amtes leicht möglich, diesen 
fehlenden B etrag  von 450 000 DM aufzubringen. Die H um ­
bo ld t-S tiftung  h a t jedoch ebenso w ie alle Bereiche der 
W issenschaft d a ru n te r zu leiden, daß — w ahlnolitisch ge­
sehen — keine „p ressu re-eroun“ und keine politische P arte i 
h in ter ih r steht. Die A rbeit der S tiftung w ird von allen 
P arte ien  in höchsten Tönen gew ürdigt, bei der po liti­

schen U nterstü tzung berechtigter Forderungen füh lt sich 
jedoch niem and angesprochen.
Verwaltung erschwert die Arbeit
Es sind aber nicht nu r finanzielle Schwierigkeiten, die 
die A lexander von H um boldt-S tiftung bei der D urch­
führung  ihres S tipendienprogram m s zu überw inden hat. 
Durch die neuen A usländerbestim m ungen der deutschen 
Behörden sind auch große adm inistra tive H ürden zu be­
zwingen. Dr. P feiffer sieht in der A usländer-Politik  der 
B undesregierung (gegenüber den ausl. Studenten) drei 
W ellen: Die erste  W elle nach 1945. Jeder A usländer 
w ird bedingungslos aufgenommen. W ir w ollten Prestige 
gew innen und unser schlechtes Gewissen überdecken. Dies 
führte  zu einer Ausländer-Schw em m e. Die zw eite Welle 
nenn t er die Betreuungsw elle. Sie w irk te  von 1958 bis 
etw a 1962. Jeden ausländischen S tudenten  versucht m an 
den K lauen des deutschen W ohnungswuchers zu e n t­
ziehen, fü r ihn K lubs zu errichten, V eranstaltungen 
durchzuführen, und m an w ill enge menschliche B eziehun­
gen m it ihm  anknüpfen. Der B etreuungsw elle folgt nun 
1962 die Steuerungsw elle, die sich auch auf die A rbeit 
der H um boldt-S tiftung erschw erend ausw irkte. Man for­
derte  eine Äquivalenz der Hochschulreife (die nach Dr. 
P feiffer schon früher h ä tte  erfolgen sollen), ausreichende 
Sprachkenntnisse, einen Sichtverm erk im Paß über eine 
gesicherte F inanzierung eines 5jährigen Studium s und, 
durch ein bundeseinheitliches G esundheitsgesetz, einen 
Nachweis, daß der B etreffende kein B azillenträger ist. 
L etztere Bestim m ung, die jedoch auf alle angew andt wird, 
w urde der G astarbeiter wegen eingeführt. Als ein en t­
w ürdigendes V erfahren bezeichnete es Dr. Pfeiffer, nicht 
nu r von Studenten, sondern auch von jungen W issenschaft­
lern, die ein akadem isches Studium  bereits abgeschlossen 
haben, diesen G esundheitsnachw eis zu fordern. In  diesem 
P unk t h a t die H um boldt-S tiftung bei ihrem  S tipendiaten 
oft große psychologische Schranken zu überw inden.
Dies ist jedoch n u r eines der adm inistra tiven  H inder­
nisse, die die V erw altung der H um boldt-S tiftung zu 
überw inden hat. Die zugeteilten M ittel fü r das Förde­
rungsprogram m  m üssen monatlich und vierteljährlich  
abgerechnet w erden, außerdem  ist der B edarf allm onatlich 
vorauszuberechnen.. Zur V ereinfachung dieses V erfahrens 
regt die G eschäftsführung der S tiftung eine globale Zu­
teilung der bew illigten M ittel an. Es sollten außerdem  
Teile davon ü b ertrag b ar sein, zum al in ein R echnungsjahr 
Teile von drei S tipendien jahren  fallen.
Stiftungsvermögen — Testamentarische Zuwendung
Eine größere F lex ib ilitä t und E lastiz itä t der S tiftung 
könnte nu r durch ein größeres S tiftungsverm ögen erzielt 
werden. Bei H aushaltskürzung könnten F ehlbeträge au f­
gefangen w erden, wom it auch Rückschläge in der A rbeit 
verm ieden w erden könnten. Eine ebenso überraschende, 
w ie erfreuliche U nterstü tzung  in ihrem  Bestreben, das 
S tiftungsverm ögen zu verm ehren, erh ie lt die S tiftung 
durch eine großzügige testam entarische Zuw endung eines 
am erikanischen Mäzens. H err Hezekiak C. W ardwell aus 
Bristol, Rhode Island, USA, der 1928 wahrscheinlich als 
H um boldt-S tipendiat in Berlin stud ierte  (mit S icherheit 
kann  dies nicht gesagt w erden, da im K rieg alle A kten 
verlorengingen) und schon vor 1945 der H um boldt-S tif­
tung ansehnliche B eträge zur Förderung von S tudenten 
und W issenschaftlern überw iesen hatte, verfügte in seinem 
Testam ent, daß etw a 37 Prozent seines Vermögens der 
A lexander von H um boldt-S tiftung zufallen sollen; das ist 
ein B etrag zwischen 2,4 bis 2,8 Mio DM. Diese Zuw en­
dung kann die S tiftung als eine besondere W ürdigung 
ih rer A rbeit zur Förderung des w issenschaftlichen Nach­
wuchses w erten. D arüber h inaus ist sie ein nachahm ens­
w ertes Beispiel eines ausländischen Mäzens, dem deutsche 
Mäzene folgen sollten!
488 ausländische Wissenschaftler aus 52 Nationen 
1964 gefördert
Der Jahresberich t 1964, der eine Ü bersicht über die T ätig ­
keit der S tiftung vom 1. O ktober 1963 bis zum 30. Septem ­
ber 1964 gibt, ist zugleich der zehnte Bericht seit der 
W iederreichtung der S tiftung im Ja h re  1953. Das zehn­
jährige, fü r die H ebung des Ansehens Deutschlands in 
aller W elt segensreiche W irken verpflichtet, etw as näher 
auf diesen Tätigkeitsbericht einzugehen und die Entw ick­
lungen w ie Tendenzen der A rbeit der A lexander von 
H um boldt-S tiftung zu w ürdigen.
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Die im Ja h re  1860 von F reunden  A lexander von H um ­
boldts gegründete und nach ihm  benannte S tiftung fü r 
„N aturforscher und R eisen“ w urde nach einer wechsel­
vollen Geschichte in ih rer heutigen Rechtsform  am 10. De­
zem ber 1953 durch die B undesrepublik, v ertre ten  durch 
den H errn  B undesm inister des A usw ärtigen, m it v e r­
ändertem  Stiftungszweck w ieder ins Leben gerufen: 
„Nicht ausländische Studenten, sondern junge auslän ­
dische W issenschaftler, die sich bereits 2 bis 5 Ja h re  in 
Lehre und Forschung bew iesen haben, sollten gefördert 
w erden.“
In  den ersten  Ja h re n  galt es, Ressentim ents und M iß­
trau en  zu überw inden, w enn auch die deutsche W issen­
schaft noch großes A nsehen genoß. A ußerdem  konnte die 
S tiftung bis zum Ja h re  1959 ih ren  Stiftungszweck aus 
M angel an finanziellen Zuw endungen n u r in einem  ge­
wissen Rahm en erfüllen. Ein A nheben des Forderungs­
betrages im Ja h re  1962 au f 800 DM und fü r Dozenten auf 
1100 DM m onatlich brachte ein sprunghaftes A nsteigen der 
Ansuchen, was zu einer V erschärfung der A usw ahl­
k rite rien  führen  m ußte. Die S tiftung konnte so jedoch 
auch m ehr hochqualifizierte B ew erber aufnehm en als zu­
vor. Es sind heu te 35 P rozent der H um boldt-S tipendiaten  
vor A ufnahm e in die S tiftung bereits Dozenten oder 
Professoren. Die übrigen sind als selbständige W issen­
schaftler an ausländischen Hochschulen tätig. Die Zahl der 
G eförderten w urde bereits in den letzten Ja h re n  auf 
300 beschränkt, auch im Ja h r  1964 w urden n u r 300 S ti­
pendien gew ährt. Diese Zahl soll deshalb nicht erhöht 
w erden, um  die persönliche und fachliche B etreuung der 
Forschungsstipendiaten möglichst individuell gestalten 
zu können. Im  B erich tsjahr be treu te  die S tiftung 488 
ausländische W issenschaftler aus 52 Nationen. 64 der S ti­
pendiaten  kam en aus Ostblockländern (Jugoslawien m it 
inbegriffen), w oraus zu ersehen ist, daß die H um boldt- 
S tiftung ih re A usw ahl nach rein  w issenschaftlichen Ge­
sichtspunkten trifft, ohne politische K onstellationen in 
Erw ägung zu ziehen.
Welchen Erfolg h a t nun das Förderungsprogram m ? Nun, 
der Erfolg des A ufen thalts junger ausländischer W issen­
schaftler läß t sich an  der Zahl der H abilitationen, D isser­
ta tionen  und w issenschaftlichen V eröffentlichungen am 
leichtesten ablesen. Eine solche zahlenm äßige A usw ertung 
der A usw irkung eines S tipendium s w eist fü r 1964 nach: 
14 H abilitationen, 72 Prom otionen und 142 w issenschaft­
liche V eröfentlichungen. Im  gleichen Zeitraum  w urden 
67 H um boldt-S tipendiaten  zu Professoren oder Dozenten 
ernannt.

Bau von Gästehäusern
Neben der B etreuung der jungen ausländischen W issen­
schaftler durch V eranstaltungen, persönliche Aussprachen, 
R undreisen durch Deutschland, w ar auch 1964 die U n ter­
bringung in zum utbaren W ohnungen eine der größten 
Sorgen der H um boldt-S tiftung. An einigen Hochschul­
orten  w urden m it M itteln der S tiftung Volksw agenw erk be ­

reits G ästehäuser erbaut, in anderen U niversitätsstäd ten  
sind sie im Entstehen begriffen. Die In itia tive für diese 
Bauten ging zum eist von der H um boldt-S tiftung aus, 
so auch fü r das G ästehaus in Bonn, das auf einem 
G rundstück der H um boldt-S tiftung m it einem  K osten­
aufw and von 1,5 Mio DM errich tet w erden soll. Die F i­
nanzierung ist auch an diesem Falle durch eine Zu­
w endung aus der S tiftung V olksw agenw erk gesichert.

Die Habilitation von Ausländern an deutschen 
Hochschulen
Die Stiftung pflegt in ih ren  Jahresberich ten  jeweils ein 
heißes Eisen der deutschen W issenschaft aufzugreifen und 
d irek t zu F ragen Stellung zu nehm en, die von allgem ei­
nem Interesse sein könnten.

So w urde in den Berichten der vergangenen Ja h re  (1961) 
über „Die E rfahrungen  von H um boldt-S tipendiaten  m it 
deutschen B ibliotheken“, (1962) „Zur S tru k tu r der deu t­
schen Hochschule“ und (1963) „Über den S tand der Wis­
senschaft in Deutschland im in ternationalen  Vergleich“ 
berichtet. In diesem Ja h r  ist eine U ntersuchung über die 
H abilitationen von A usländern  an den wissenschaftlichen 
Hochschulen der B undesrepublik  und W estberlins, die die 
Ja h re  1954 bis 1963 um faßt, u n te r begrüßensw erter M it­
hilfe der D ekanate durchgeführt worden. Es hab ilitier­
ten sich in diesem Zeitraum  insgesam t 74 ausländische 
W issenschaftler, d arun te r 21 M ediziner, 18 Philosophen,
11 Theologen und 10 Rechtswissenschaftler. Die U niversi­
tä t H am burg hab ilitierte  die m eisten A usländer, und zw ar 
10. In H eidelberg hab ilitierten  sich 9, in M ünster und 
Saarbrücken je  7 ausländische W issenschaftler. Nach d e r ^ ^  
U ntersuchung zu urteilen, haben die U niversitäten  G ie - ^ ^  
ßen, Kiel und alle Technischen Hochschulen, außer Berlin 
und K arlsruhe, in den genannten zurückliegenden 18 J a h ­
ren überhaup t keine A usländer hab ilitiert. Die M ehrzahl 
dieser ausländischen H abilitanden — dazu gehören nicht 
die S tipendiaten  — blieben in Deutschland.

Ausbildungsgang und Laufbahn von Hochschullehrern im 
Ausland

Die Frage der H eranbildung von qualifiziertem  Hochschul­
lehrernachw uchs w ird durch die ständig sich erw eiternde 
Spezialisierung und die steigende Zahl der S tudierenden 
im m er brennender. In der Diskussion dieses P roblem krei­
ses ist der A usbildungsgang und die G estalt der deutschen 
H abilitation vorrangig im Gespräch. In ternationale  V er­
gleiche können sehr oft zu K lärung der Problem e einen 
w ertvollen B eitrag leisten. Die H um boldt-S tiftung w ill 
nun h ier eine Lücke im Schrifttum  zur Hochschulausbil­
dung schließen. Sie era rbe ite t derzeit einen Bericht über 
„Ausbildungsgang und L aufbahn von H ochschullehrern 
im A usland“, der in etw a 4 bis 6 Wochen veröffentlicht 
w erden soll. Eine um fassende D arstellung dieses Them as 
w urde b isher auf der ganzen W elt noch nicht versucht. 
M an b e tritt daher Neuland. J. P.

Allgemeine Ausbildungszulage beschlossen
Bundeskindergeldgesetz neu gefaßt — Verschiedene Stimmen gegen Ausbildungsbeihilfe

HD — In seiner 16. P lenarsitzung am  10. F eb ruar 1965 
verabschiedete der Deutsche B undestag einstim m ig das 
„Gesetz über die G ew ährung von K indergeld und A us­
bildungszulage (Bundeskindergeldgesetz)“ und entschied 
sich dabei w eitgehend fü r eine der In itia tive der K oali­
tionsfrak tionen  entsprechende Fassung. Danach w ird  kün f­
tig die E inkom m ensgrenze für die G ew ährung von Zw eit­
k indergeld fü r Fam ilien m it m ehr als zwei K inder au f­
gehoben und fü r die übrigen Fam ilien um 600 DM auf 
7800 DM jährlich angehoben. Das Gesetz sieht ferner als 
völlig neue M aßnahm en der Fam ilienpolitik  die Zahlung 
einer Ausbildungszulage von 40 DM m onatlich fü r K in ­
der vor, die zwischen der Vollendung des 15. und der Voll­
endung des 27. Lebensjahres eine Schule oder Hochschule 
besuchen. Die Zulage soll Personen m it n u r einem  Kind 
im allgem einen nicht gew ährt w erden; ausgenom m en sind 
n u r V erw itw ete, Geschiedene und Ledige.

Ein E ntschließungsantrag der SPD -Fraktion, durch den 
die B undesregierung aufgefordert w erden sollte, u n v er­
züglich m it den L ändern  V erhandlungen über ein V er­
w altungsabkom m en aufzunehm en, das die A usbildungs­
förderung aus öffentlichen M itteln fü r alle jungen M en­
schen einheitlich regelt und die V oraussetzungen fü r ge­

zielte und ausreichende Förderungsm aßnahm en fü r alle 
Form en der A usbildung schaffen sowie die F inanzierung 
durch Bund und Länder sicherstellen soll, w urde den A us­
schüssen fü r A rbeit und fü r Fam ilien- und Jugendfragen 
zur w eiteren  B eratung überw iesen.
Ein A ntrag der Abgg. Dr. Dichgans (CDU/CSU) und Ge­
nossen, m it dem die Bundesregierung beauftrag t w erden 
sollte, E ntw ürfe zur Ä nderung aller Gesetze, die L eistun­
gen fü r K inder bew irken, m it dem Ziele vorzulegen, die 
A ltersgrenze von bisher 25 Jah ren  auf 27 Ja h re  zu v er­
schieben, bis eine w irksam e V erkürzung der A usbildungs­
zeiten eine H erabsetzung der A ltersgrenze ermögliche, 
w ar vom zuständigen Ausschuß fü r A rbeit zw ar zur u n ­
veränderten  A nnahm e em pfohlen worden, dann jedoch 
auf A ntrag wegen der dam it verbundenen w eitreichenden 
und finanziellen Konsequenzen an den Ausschuß fü r So­
zialpolitik und den H aushaltsausschuß zur w eiteren  B era ­
tung zurückverw iesen worden.
In der Aussprache zur zw eiten B eratung kam  es zu einem 
D isput zwischen Abg. Gerlach (SPD), der die Beibehaltung 
einer E inkom m ensgrenze beim  Zw eitkindergeld — w enn 
auch nu r fü r Z w eitkinderfam ilien — als einer fo rtsch ritt­
lichen Fam ilienpolitik  w idersprechend und die Leistungen
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des K indergeldes zu bloßen Fürsorgem aßnahm en v erfä l­
schend k ritis ierte , und Abg. M üller-B erlin  (CDU/CSU), 
der jedoch die generelle A ufhebung der E inkom m ens­
grenze fü r Zw eitkindergeld in nicht allzu ferner Zeit an ­
kündigte. Der Z eitpunkt h ie rfü r sei jedoch noch nicht 
gekommen. Die Beseitigung der E inkom m ensgrenze für 
M ehrkinderfam ilien und die E rhöhung der Grenze für 
Zw eitkinderfam ilien w erde zu einer V erdoppelung der 
Zahl der Z w eitkindergeldem pfänger auf rund  2,24 M il­
lionen Fam ilien führen. D am it sei u n te r Berücksichtigung 
der als vordringlich angesehenen A usbildungszulage die 
finanzielle L eistungsfähigkeit des B undeshaushalts zu­
nächst erschöpft. Bei Abwägung der D ringlichkeit komm e 
m an nicht an  der Tatsache vorbei, daß Eltern, die ihre 
K inder üb£r die Volksschulpflicht h inaus auf w eiterfüh ­
rende Schulen schickten, dafü r erheblich größere finan ­
zielle Opfer auf sich nehm en m üßten, als andere E ltern, 
die ih re K inder einem  L ehr- oder A nlernberuf zuführten, 
bei denen in der Regel je nach L eh rjah r gestaffelte V er­
gütungen gezahlt w ürden; der A usbildungszulage komme 
daher im Augenblick der V orrang zu.

Verschiedene Stimmen gegen die Ausbildungsbeihilfe

K ritik  an  den geplanten  Bestim m ungen über die G ew äh­
rung einer allgem einen A usbildungszulage übte Abg. F rau  
F rey h -F ran k fu rt (SPD). Es frage sich, ob ein System, das 
b isher der H ilfe zum L ebensunterhalt fü r Fam ilien m it 
K indern  einigerm aßen gerecht w urde, fü r die neue A uf­
gabe der A usbildungsbeihilfe geeignet sei. Von den ins­
gesam t 2,7 M illionen jungen Menschen, die sich augen­

b l i c k l i c h  nach dem 15. L ebensjahr in einer A usbildung 
^k b efänden , w ürden n u r die Fam ilien von 930 000 K indern 
^ ^ e in e n  tatsächlichen Anspruch auf A usbildungszulage h a ­

ben, weil alle E inzelkinder aus vollständigen Fam ilien, 
ferner faktisch alle L ehrlinge und A nlernlinge aus der 
Regelung ausgeklam m ert seien. Die A usbildungszulage 

■ w erde dam it praktisch zu einem  Schüler- und S tuden ten ­
geld. A ber auch h ier w ürden zahlreiche A nspruchs­
berechtigte noch kaum  Nutzen von der N euregelung haben, 
da die A usbildungszulage als „anrechenbares Einkom m en“ 
im Sinne anderer individueller Förderungsbestim m ungen 
gelte und dort zu K ürzungen führen  müsse. F erner w ü r­
den praktisch alle Schüler und S tudenten  des sogenann­
ten „Zweiten Bildungsw eges“ ausgeschlossen, da bei ihnen 
der Besuch der Schule neben der B erufstä tigkeit erfolge 
und infolgedessen die „A rbeitskraft des K indes w eder 
ganz noch überw iegend in Anspruch n im m t“, w ie es im 
Gesetz heiße. H ier w ürden auch Problem e der oberen 
A ltersbegrenzung akut.

Bedenklich sei auch die Pauschalierung der A usbildungs­
zulagen. Je  nachdem, ob in B undesländern  L ernm itte l­
fre iheit bereits eingeführt sei oder nicht, und je nach 
Länge und A rt der schulischen Ausbildung w erde m it 
dem 40-DM -Betrag ein m ehr oder w eniger großer N utz­
effekt erzielt. A usbildungszulagen w ürden auch dorthin 
fließen, wo die A usbildung der K inder eine mühelose, 
durch das gew ählte System  unnötig belohnte Selbstver­
ständlichkeit darstelle, andererseits aber dort zu niedrig 
bem essen sei, wo B egabungsreserven in w irtschaftlich 
schwächeren Einkom m ensschichten erschlossen w erden 
m üßten. Die SPD halte  nach wie vor die gezielte A us­
b ildungsförderung für die vordringlichere Aufgabe.

Die CDU/CSU bestritt, daß eine A lte rna tive — hier A us­
bildungszulage, dort A usbildungsförderung — überhaup t 
gegeben sei. Die B undesländer, auch die von der SPD 
regierten , bestritten  dem Bund die Gesetzgebungs­
kom petenz fü r ein A usbildungsförderungsgesetz und droh ­
ten  m it V erfassungsklage. Die K oalition habe sich daher 
dafü r entschieden, m it der A usbildungszulage zunächst 
einm al allgem ein den E ltern  zu helfen, die fü r die A us­
bildung ih rer K inder hohe Kosten aufzuw enden hätten , 
und das ganze als eine A rt G rundförderung in den F am i­
lienlastenausgleich einzubauen — also eine A rt F am ilien ­
politik m it bildungspolitischen K onsequenzen zu b e tre i­
ben —, da auf diesem Gebiet die G esetzgebungskom petenz 
des Bundes b isher nicht angezw eifelt w orden sei, obwohl 
auch das K indergeld m it seinen A ltersgrenzenbestim m un­
gen bisher bereits an die A usbildungszeit angeknüpft habe.

Erklärung des Deutschen Bundesjugendringes 
zur Gesetzgebung über die Ausbildungsförderung

Der Deutsche Bundesjugendring, der Deutsche B undes­
studentenring  und die Bundesarbeitsgem einschaft Jugend ­
au fbauw erk  haben sich gegen das sogenannte „40,— DM- 
Gesetz“ ausgesprochen. Die drei V erbände der Jugend- 
und S tuden tenarbe it stellen folgendes fest:

1. W ir begrüßen alle positiven fam ilienpolitischen M aß­
nahm en und dam it auch die geplante V erbesserung 
der K indergeld-G esetzgebung.
K indergeld-ähnliche Beihilfen, w ie sie in dem genann ­
ten  U nterabschnitt über A usbildungszulagen beschlos­
sen w urden, können allerdings keinen E rsatz fü r eine 
um fassende und gezielte A usbildungsförderung d a r ­
stellen, die jedem  jungen S taatsbürger, der der Hilfe 
bedarf, gew ährt w erden sollte.

2. Eine um fassende Regelung der A usbildungsförderung, 
die jede Form  von A us- und Fortbildung einbezieht, 
m uß berücksichtigen:
— die w irtschaftliche Lage der Familie,
— die tatsächlichen A usbildungskosten (insbesondere 

bei ausw ärtiger U nterbringung),
— die E ignung fü r den jeweiligen Ausbildungsgang.

Es ist offensichtlich, daß diese Forderungen im R ah ­
men der K indergeldgesetzgebung nicht e rfü llt w erden 
können. Deshalb bleib t die Verabschiedung eines Ge­
setzes über A usbildungsförderung auch nach E infüh ­
rung der neuen K indergeldzulage eine dringende A uf­
gabe.

3. Es kann bei niem andem  Zweifel darüber bestehen, 
daß ein gerechtes A usbildungsförderungssystem  gleich­
artige G rundsätze und Regeln für alle A nspruchsbe­
rechtigten im ganzen Bundesgebiet befolgen muß. Des­
halb em pfehlen w ir dringend den sofortigen Beginn 
von B eratungen zwischen Bund und L ändern über eine 
einheitliche und sachgerechte Lösung, dam it die an ­
geblichen verfassungsrechtlichen Bedenken endlich be­
seitigt w erden.

Noch keine Entscheidung über Bildungsrat
HD — Die A useinandersetzungen um die G ründung eines 
B ildungsrates dauerten  in Bonn an. Der kulturpolitische 
Ausschuß des Bundestages vertag te die E rörterung  dieser 
Frage, nachdem  (bei den A usschußberatungen) M einungs­
verschiedenheiten zwischen den beteiligten Ressorts der 
B undesregierung sichtbar gew orden w aren. Auf A ntrag 
der SPD w urde die Bundesregierung aufgefordert, dem 
Ausschuß eine einheitliche Konzeption vorzulegen. 
A usgangspunkt der A usschußberatungen w ar ein A ntrag 
der CDU/CSU, m it dem die Bundesregierung aufgefor­
dert w urde, sich fü r die Schaffung eines B ildungsrates 
nach Vorbild des W issenschaftsrates einzusetzen. Die 
K oalitionsparteien hatten  sich fü r den H ahn-P lan  des 
baden-w ürttem bergischen K ultusm inisters ausgesprochen. 
Im Ausschuß befürw orte te  das Forschungsm inisterium  
die Schaffung einer Bildungskom m ission innerhalb  des 
W issenschaftsrates, w ie sie Prof. H ahn in seinem 
ursprünglichen, später jedoch m odifizierten Vorschlag an ­
geregt hatte. Das Foi'schungsm inisterium  w urde in dieser 
A rgum entation von FD P-A bgeordneten sowie von einigen 
CDU-Abgeordneten un terstü tzt. Das B undesinnenm ini­
sterium  legte eine andere A uffassung vor: Der Bildungs­
ra t soll als unabhängiges Grem ium  gegründet werden. Wie 
in Bonn bekannt w urde, w aren die A useinandersetzun­
gen im Ausschuß und zwischen den R egierungsvertretern  
recht lebhaft. A bgeordnete der CSU un terstü tz ten  das 
B undesinnenm inisterium . Es ist noch nicht bekannt, w ann 
die Bundesregierung ihre Konzeption vorlegen wird.
Zu einem inform ellen Gespräch trafen  sich in Bonn die 
M itglieder der von den M inisterpräsidenten  ernannten  
Kommission, die m it dem Bund Gespräche über den B il­
dungsrat führen  soll. Über eine kurze Diskussion kam en 
diese E rörterungen jedoch nicht hinaus. Ein Term in fü r 
eine gem einsam e Sitzung der von Bund und L ändern 
beannten  Kommissionen liegt noch nicht fest.
In Bonn m ehren sich die kritischen Stimm en, die g lau ­
ben, daß der B ildungsrat kaum  noch vor den B undes­
tagsw ahlen gegründet w erden kann.

„Aktuelle Probleme der W eltraumforschung”

Anläßlich der Jahresversam m lung 1965 des S tifte rver­
bandes fü r die Deutsche W issenschaft am  11. Mai im G ro­
ßen Saal des K urhauses zu W iesbaden w ird Prof. Dr. 
R eim ar L üst den Festvortrag  über das Them a „Aktuelle 
Problem e der W eltraum forschung“ halten.
H err Professor Dr. Lüst ist D irektor des Instiu ts fü r E x ­
tra terrestrische Physik am  M ax-P lanck-Institu t für Physik 
und P lasm aphysik, Garching bei München.
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1965 internationaler Austausch von 10 000 Hochschulpraktikanten
IAESTE-Praktikantenbörse in Haifa/Israel — Iran, Syrien und CSSR neue Mitgliedsländer

Voraussichtlich w erden m it H ilfe der IAESTE (In ternatio ­
nal Association fo the Exchange of S tudents for Techni­
cal Experience) 1965 erstm als 10 000 S tudenten  technischer 
und naturw issenschaftlicher Fächer 2—3monatige F erien ­
p rak tik a  im A usland ableisten können. M it dieser Erfolgs­
nachricht kehrte  der G enera lsek re tär der IAESTE und 
L eiter der P rak tikan tenab te ilung  beim Deutschen A kade­
mischen A ustauschdienst (DAAD) aus H aifa/Israel zurück, 
wo vom 18. — 23. Ja n u a r die IA E STE-Jahreskonferenz 
sta ttfand . 65 D elegierte und Beobachter aus 30 europä­
ischen und überseeischen L ändern  nahm en an der K on­
ferenz — einer in ternationalen  Börse, deren  H andels­
objekt P rak tikan tenp lätze  w aren  — teil.

Die Bilanz w eist nach Abschluß der P rak tikan tenbörse 
9046 ausgetauschte S tellen aus. D am it w urde nicht nu r 
das A ustauschergebnis der vorjährigen  IAESTE-Tagung 
in Luzern um  20 Prozent übertroffen , sondern auch das 
gesam te A ustauschergebnis des Jah res  1964 — 8963 P ra k ­
tikan ten  — überflügelt. E rfahrungsgem äß erhöht sich das 
A ngebot an P rak tikan tenste llen  bis zu den Som m erm ona­
ten  noch einmal, so daß erstm als in der 15 jährigen  Ge­
schichte der IAESTE m it einem R ekordaustausch von 
10 000 S tudenten  gerechnet w ird. Schweden und D eutsch­
land brachten  m it je  1650 P rak tikan tenp lätzen  das größte 
Angebot nach H aifa mit, gefolgt von G roßbritannien  m it 
840 Plätzen. Beachtet w urde auch, daß Jap an  — IAESTE- 
M itglied se it 1964 — 45 d rei- bis sechsmonatige P ra k ti­
kan tenplätze anbot.

37 IAESTE-Mitgliedsländer in allen Kontinenten

Daß die IAESTE längst keine europäische A ustauschorga­
nisation m ehr ist, zeigt schon die W ahl H aifas als T a­
gungsort. Noch deutlicher w ird  dies bei einem  Blick auf 
die M itgliederliste, in der 15 außereuropäische Länder v er­
zeichnet sind. Als Vollm itglieder w urden in Haifa die 
VAR und Irland , als kooperierende M itglieder der Iran, 
Syrien  und die Tschechoslowakei aufgenom m en. Die 
Tschechoslowakei, neben Polen das zweite osteuropäische 
P artn e rlan d  der IAESTE, fü h rte  sich in H aifa gleich m it 
einem  A ngebt von 300 P rak tikan tenp lätzen  ein. Die Ge­
sam tzahl der IA ESTE-M itgliedsländer in Europa, Afrika, 
Asien und A m erika ist auf 37 gestiegen. Möglicherweise 
w ird  der A ustausch in Z ukunft auch au f die L änder Zen­
tra la frik as  ausgedehnt. V orbereitende Gespräche dazu 
w urden in H aifa m it zwei Beobachtern der U N -W irt- 
schaftskom m ission in Addis Abbeba geführt.

A berm als ausw eiten w ird  sich 1965 voraussichtlich auch 
der A ustausch zwischen Deutschland und dem Ausland.
In H aifa w urden 1234 A uslandsplätze fü r deutsche S tuden ­
ten eingehandelt; das sind im Vergleich zum V orjahr 
100 P lätze m ehr. Auch das Angebot deutscher P ra k tik a n ­
tenstellen  fü r ausländische S tudenten  lag m it 1650 um 
100 höher als 1964. Deutsche S tudenten  technischer, n a ­
turw issenschaftlicher und landw irtschaftlicher Disziplinen, 
die an einem  F erienprak tikum  im A usland in teressiert 
sind, sollten sich möglichst bald  bei den P rak tik an ten ­
oder Akademischen A uslandsäm tern bzw. A StA -A uslands- 
referen ten  der Hoch- und Ingenieurschulen bewerben.

Drastische Kürzungen im Wissenschaftshaushalt
HD — Der H aushaltsausschuß h a t im E ta t des B undesm ini­
sters fü r wissenschaftliche Forschung eine Reihe von ein ­
schneidenden Ä nderungen vorgenomm en. In der allge­
m einen W issenschaftsförderung w urde der Zuschuß an  das 
In stitu t fü r D okum entationsw esen in F ra n k fu rt am Main 
von 2,8 M illionen M ark auf 1,4 M illionen M ark gekürzt.
Bei den Einzelplänen fü r A tom kernenergieforschung w ur­
den nur elf M illionen M ark fü r die Förderung der G rund ­
lagenforschung gegenüber 13 M illionen M ark im Regie­
rungsentw urf bewilligt. K ürzungen von drei Millionen 
M ark m uß die Gesellschaft fü r K ernforschung in K arls ­
ruhe hinnehm en. Die Gesellschaft für K e rn v e rfa h re n s -^ ^  
technik in Jülich erh ä lt s ta tt 3,3 M illionen M ark 1,6 M il -^ ^  
lionen M ark. Zwei M illionen m ehr als im R egierungsent­
w urf vorgesehen sollen zur Förderung der Atomforschung 
durch Zuw endungen fü r die M odernisierung und die E r­
w eiterung w issenschaftlicher In stitu te  und E inrichtungen 
ausgegeben w erden. Der E ta t sieht 32 M illionen M ark 
m ehr vor. Der Zuschuß zum Bau und zur A usstattung der 
K ernforschungsanlage Jülich w urde von 4,5 auf 2,5 Millio­
nen M ark gekürzt. Der H aushaltsansatz fü r die P ro jek tie ­
rung und E rrichtung von Anlagen zur W iederaufbear­
beitung bes trah lte r K ernbrennstoffe w urde im zweiten 
Teilbetrag von 1,8 M illionen M ark au f 100 000 M ark ge­
senkt. Diese M ittel sind fü r eine A nlage fü r plu tonium ­
haltige Elem ente bestim m t.
In  der W eltraum forschung w urden  die M ittel zur Förde­
rung der Raum flugforschung und Raum flugtechnik von 
16 Millionen auf 19 Millionen M ark erhöht. Der Beitrag 
an die ESRO w urde von 20,3 auf 14,4 M illionen M ark 
gesenkt. In  vielen Teilen des H aushaltes w urden gering­
fügige Verschiebungen vom Ausschuß vorgenomm en.

Kurz berichtet
Gegen ein Forschungsförderungsgesetz zum gegenw ärti­
gen Z eitpunkt h a t sich S taa tssek re tä r C artellieri vom Wis­
senschaftsm inisterium  ausgesprochen. Seiner Ansicht nach 
gelte es vorerst vor allem , in Z usam m enarbeit m it dem 
W issenschaftsrat und den Selbstverw altungsorganisatio ­
nen der W issenschaft praktische E rfahrungen  über eine 
gezielte Forschungsförderung zu sammeln.

Als erster Neubau für die Medizinische Fakultät an der 
TII Aachen w ird das M ikrobiologische In stitu t entstehen. 
Das In stitu t soll auf dem G elände der S tädtischen K ran ­
kenansta lten  in Aachen errich tet w erden. In  diesem Ja h r  
w erden außerdem  noch zwei H örsaalgebäude fü r je 160 
S tudenten  und eine M ensa erbaut. Die S tad t Aachen ist 
aufgrund  des V ertrages über die U m w andlung der K ra n ­
kenansta lten  zu einer M edizinischen F ak u ltä t bis zu einer 
Höhe von 7,2 Mio DM an  den Kosten fü r den Um - und 
E rw eiterungsbau  beteiligt. Der L ehrbetrieb  w ird, w ie be ­
reits berichtet, zu Beginn des Som m ersem esters m it den 
klinischen Sem estern aufgenom m en werden.

Die Berufsaussichten für Juristen im Staatsdienst w erden 
zunehm end besser. Nach Ansicht des nord rhe in -w estfä li­
schen Justizm in isters w erden von 1966 bis 1978 die H älfte 
aller R ichter und S taa tsanw älte  aus dem D ienst wegen 
Erreichens der A ltersgrenze ausscheiden. Dem gegenüber 
ist aber in den letzten  Ja h re n  die Zahl der S tudienanfänger 
der Rechtsw issenschaften zurückgegangen. Die von M ini­
ste r S trä te r vorgeschlagene V erkürzung der S tudienzeit 
fü r Ju ris te n  auf sechs Sem ester und der R eferendarzeit

auf zw eieinhalb (statt dreieinhalb) Ja h re  erscheint dah e r | 
in einem  besonderen Licht. ’

In Straßburg wurde das vom Lutherischen Weltbund ge­
gründete „Institut für ökumenische Forschung“ durch den 
bayerischen Landesbischof eingeweiht. Das neue In stitu t 
soll sich zunächst m it F ragen des römischen K atholizism us 
und besonders m it den bisherigen Ergebnissen des Zw ei­
ten V atikanischen Konzils befassen.

Das Heiligenberg-Institut, ein 1946 gegründetes F or­
schungsinstitut fü r experim entelle Medizin, Biologie und 
Chemie bei Uberlingen, w ird  nicht in den V erband der 
neuen U niversität K onstanz einbezogen. Das In stitu t soll 
vielm ehr in die neue M edizinische A kadem ie Ulm einge­
g liedert werden.

Eine gemeinsame Comecon-Forschung forderte  der ost­
zonale D elegierte auf der Com econ-Sitzung in Prag. Auf 
D rängen Pankow s beschloß m an eine engere Zusam m en­
arbe it auf dem  Gebiet der technisch-wissenschaftlichen 
Forschung um  den technischen Anschluß an den W elt­
m ark t zu bekom men.

Der Forschungsgemeinschaft „Das behinderte Kind“ hat
das B undesgesundheitsm inisterium  einen Forschungsauf­
trag  erteilt. In  dem  V orhaben soll die spezielle psychische 
S ituation körperbeh inderter K inder erforscht w erden, um 
daraus heilpädagoische V erfahren und M ethoden e n t­
w ickeln zu können.
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Einen Forschungsreaktor „Triga Mark I“ wird das Krebs­
forschungszentrum Heidelberg in der zw eiten H älfte dieses 
Jah res  erhalten . Die B auart des R eaktors ist bem erkens­
w ert einfach und absolut betriebsicher. Der R eaktor soll 
leicht zu bedienen und von vielseitiger V erw endbarkeit 
sein. Der Forschungsreaktor w ird  fü r A ktiv ierungsanaly ­
sen gebraucht, die eine bedeutende Rolle in der bioche­
mischen Forschung spielen, und fü r die Erzeugung von 
kurzlebigen rad ioaktiven  Isotopen, deren Anwendung in 
der D iagnostik von G eschw ulstkrankheiten erforscht w er­
den soll.

Eine Studie über die Ergebnisse der technischen Entwick­
lung und der wissenschaftlichen Forschung im Vergleich 
zu hochindustrialisierten  D rittländern , insbesondere zu 
den USA, soll auf A nregung des italienischen E uratom - 
A bgeordneten Dr. Pedini von einer Kommission, bestehend 
aus W issenschaftlern der Sechs M itgliedstaaten, e rarbe ite t 
w erden. G egebenenfalls soll dieser wissenschaftliche A us­
schuß auch aufzeigen, m it welchen M itteln und auf w el­
chen G ebieten Fortschritte  erzielt w erden müssen, dam it 
die Industrieproduktion  der sechs EW G -M itgliedstaaten 
einen möglichst hohen S tand und dam it größtmögliche 
W ettbew erbsfähigkeit erlangt.

Uber den Protonen-Großbeschleuniger von CERN, dör
möglicherweise auf deutschem  Boden gebaut w erden soll, 
w ird  erst in zwei Jah ren  entschieden. Diese M itteilung 
m achte der bayerische M inisterpräsident Alfons Goppel 
im Bayerischen Landtag, als er über P läne berichtete, das 
Forschungszentrum  in den Ebersberger F orst bei M ün­
chen zu verlegen. Dieses P ro jek t h a t u n te r der bayeri­
schen B evölkerung und  im Bayerischen L andtag lebhafte 
P ro teste  ausgelöst, um  das W aldgebiet zu erhalten.

Ein medizinisches Weltforschungszentrum will die W elt­
gesundheitsorganisation in G enf errichten. D er G eneral­
d irek to r der O rganisation, Dr. M. G. Candau, w urde vom 
E xeku tiv ra t beauftrag t, S tudien zur G ründung des F or­
schungszentrum s voranzutreiben. Das In stitu t soll m it drei 
H auptab te ilungen  ausgesta tte t w erden; und  zw ar je  einer 
epidemiologischen, einer biom edizinischen und  einer kom ­
m unikationsw issenschaftlichen. Die nächste V ollversam m ­
lung der W eltgesundheitsorganisation w ird  sich im Mai in 
Genf m it der G ründung beschäftigen.

Eine M ikrofilm-Bibliothek haben die F arben-F abriken  
BAYER anläßlich ihres hundertjäh rigen  Bestehens den 
deutschen U niversitäten  geschenkt. Die B ibliothek en thä lt 
die w ichtigsten chemischen Zeitschriften. Die U niversität 
F reiburg  h a t die sehr um fangreiche M ikrofilm -Bibliothek 
im Chemischen L aboratorium  auf gestellt; sie soll jedoch 
allen A ngehörigen der F re iburger Insitu te  und K liniken 
jederzeit zur V erfügung stehen.

Einen Bauauftrag für den Labortrakt der Chirurgischen 
Universitätsklinik Erlangen hat das bayerische K ultus­
m inisterium  u n te r Genehm igung neuer P läne erteilt. Die 
Kosten der B aum aßnahm en w urden  m it 9,4 Mio DM 
festgelegt.

Die Zahl der Studierenden an den bayerischen Ingenieur­
schulen h a t beachtlich zugenommen. Die Steigerung konnte 
durch einen großzügigen A usbau der staatlichen und kom ­
m unalen  Ingenieurschulen erreicht w erden. In  den letzten 
vier Ja h re n  konnte eine Zunahm e an  S tudierenden in der 
Höhe von 41 P rozent verzeichnet w erden; derzeit stud ie ­
ren  rund  4300 H örer an den bayerischen Ingenieurschulen.

Durch eine Familienunterhaltsbeihilfe an Studierende an
den Pädagogischen Hochschulen w ill der bayrische K ul­
tusm in ister H uber neue B ew erber fü r den L ehrberuf 
gewinnen. Diese Fam ilienunterhaltsbeih ilfe  soll die E n t­
scheidung über einen Berufswechsel fü r Leute, die den 
L ehrberuf erstreben, die aber bereits im B erufsleben 
stehen, erleichtern. Diese neue S tudienförderung, die — 
sow eit absehbar — bisher einm alig in der B undesrepublik  
ist, gehört zu den M aßnahm en der W erbung des bay ri­
schen K ultusm inisterium s fü r einen v erstä rk ten  Zugang 
zum B eruf des Volksschullehrers.

Ein neues deutsches Forschungsschiff w ird etw a ab M itte 
des Jah res  der deutschen M eeresforschung zur Verfügung 
stehen. Das K ieler In stitu t fü r M eereskunde b au t m it 
einem  K ostenaufw and von 1,8 Mio DM, der von der Volks­
w agenstiftung getragen w ird, einen G roßkutter. Das Schiff 
w ird  den A ktionsradius der K ieler M eeresforscher bis an

Ingenieure und Naturwissenschaftler 
in die Parlamente

Der Deutsche V erband technisch-wissenschaftlicher V er­
eine (DVT), die Spitzenorganisation von 74 w issenschaft­
lichen Gesellschaften der M athem atiker, N aturw issen­
schaftler und Ingenieure, h a t in einer Entschließung die 
Vorsitzenden der politischen P arte ien  und der P arlam en ts­
frak tionen  in B und und L ändern  aufgefordert, sich fü r 
eine stä rkere  Berücksichtigung von N aturw issenschaftlern 
und Ingenieuren in den K andidatenlisten  fü r den neuen 
B undestag sowie fü r die kom m enden L andtags- und Kom­
m unalw ahlen einzusetzen. Der DVT ist parteipolitisch 
neu tra l und v e r tr itt  keine berufsständischen Interessen. 
E r möchte jedoch N aturw issenschaft und Technik, die das 
Leben der m odernen Industriegesellschaft so entscheidend 
bestim m en, in den P arlam enten  s tä rk e r v ertre ten  wissen. 
Der DVT ist überzeugt, daß „genügend junge, politisch 
in teressierte  und begabte N achwuchskräfte der na tu rw is­
senschaftlichen und technischen B erufe m it dem ihnen 
eigenen Sinn für eine realistische B eurteilung der Dinge 
sowie dem in naturw issenschaftlicher A rbeit und bei r isi­
koreichen A ufgaben geschulten V erantw ortungsgefühl da ­
fü r zur V erfügung stehen“. In  der B undesrepublik  gibt 
es heute rd. 400 000 Ingenieure und N aturw issenschaftler.

33 Mio. DM für die Wissenschaft

Der S tifterverband  fü r die Deutsche W issenschaft konnte 
im Ja h re  1964 rund  33 M illionen DM an die w issenschaft­
lichen Institu tionen  als U nterstü tzung der Gewerblichen 
W irtschaft zur Auszahlung bringen; d a ru n te r rund 
8 Millionen DM zweckempfohlen.

die N ordgrenze der Nordsee erw eitern . Es soll neben der 
nautischen Besatzung zehn bis zwölf W issenschaftler m it­
nehm en können.

Die UNESCO sucht deutsche Experten! Die B undesrepu­
blik en tsendet fü r die U NESCO-Program m e in Entw ick­
lungsländer n u r in geringem  Um fang Personal. B isher 
sind n u r 23 deutsche E xperten  tätig, w ährend  selbst 
kleine Länder, w ie die N iederlande und die Schweiz, eine 
größere Zahl zur Verfügung gestellt haben. Auch die 
Quote fü r deutsche M itarbeiter in der P ariser Zentrale 
der UNESCO ist noch nicht ausgeschöpft.

Gegen die Lagerung von „Atommüll“ in dem früheren  
Salzbergw erk Asse bei W olfenbüttel (Niedersachsen), pro ­
testie rten  K om m unalpolitiker des K reises W olfenbüttel. 
Das Bundesforschungsm inisterium  untersucht gegenw är­
tig die M öglichkeit einer E inlagerung von A tom abfällen 
in dem früheren  Salzbergw erk. Der sozialdem okratische 
Bundestagsabgeordnete Dr. M orgenstern wies in Bonn 
darau f hin, daß ein „A tom m üll-Lager“ aus politischen 
G ründen nicht in die N ähe der Zonengrenze gehöre.

Ein Sonderlehrgang für audio-visuellen Deutschunterricht
außerhalb  der Schule fand M itte F eb ruar fü r 20 deutsche 
und französische L ehrk räfte  in P aris statt.

Die neue Tierärzte-Ordnung w urde entgegen u rsp rüng ­
lichen E rw artungen  vom B undestag nicht verabschiedet, 
sondern erneu t an  die Ausschüsse zurückverwiesen. Anlaß 
dafü r w ar ein A usschuß-Entw urf, m it dem die M indest­
studienzeit auf fünf Ja h re  heraufgesetzt w erden sollte. 
Sprecher aller F rak tionen  w andten  sich gegen eine V er­
längerung des Studium s, die nicht unbedingt zu einer 
V erbesserung der A usbildung führen  müsse. Der CDU- 
A bgeordnete Dr. Hans Dichgans wies auf die hohen Kosten 
hin, die m it einer V erlängerung der Ausbildung verbun ­
den w ären. Die F raktionssprecher konnten sich nicht auf 
eine einheitliche Festlegung der A usbildungszeit einigen.

Für eine innere Reform der Hochschulen setzte sich der 
nordrhein-w estfälische K ultusm in ister Prof. Dr. P aul 
M ikat vor einer K onferenz der CD U /C SU -Fraktionsvor- 
sitzenden der L änderparlam ente in  M ainz ein. Die N eu­
gründungen von U niversitäten  deckten nach Ansicht von 
M ikat noch nicht den Fehlbestand an  S tudienplätzen. Eine 
V erkürzung des S tudienganges habe die Reform  des P rü ­
fungswesens zur Voraussetzung.

Der Basler Wissenschaftspreis, der m it 10 000 F ranken  
do tiert ist, w urde an Prof. H ans Georg W arecknagel v er­
liehen. D er 69jährige P re isträger ist durch seine T ätig ­
keit auf dem  G ebiet der Geschichte, der Volkskunde und 
der historischen H ilfsw issenschaften bekann t geworden.
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P E R S O N A L I A

NEUE REKTOREN UND DEKANE 
Heidelberg: Prof. D. theol. Dr. theol. h. c. Heinrich B o r n ­
k a m m  (Historische Theologie) w urde fü r das A m tsjahr 
1965/66 zum R ektor gewählt.
Kiel: Zu D ekanen fü r das A m tsjahr 1965/66 w urden ge­
w ählt: Prof. Dr. phil. H orst B r a u n e r t  (Alte Geschichte) 
in der Philosophischen Fakultät, Prof. Dr. phil. G ünter 
D i e t r i c h  (Ozeanographie) in der M athem atisch-N atur­
w issenschaftlichen F aku ltä t, Prof. Dr. sc. nat. Joachim - 
F riedrich L a n g l e t  (Tierzucht und Tierhaltung) in der 
L andw irtschaftlichen F ak u ltä t und Prof. Dr. med. F re iherr 
W ichard v. M a s s e n b a c h  (Gynäkologie und G eburts­
hilfe) in der M edizinischen A kadem ie Lübeck.

BERUFUNGEN UND ERNENNUNGEN
a) ordentliche Professoren
Bochum: Zu ordentlichen Professoren w urden ernannt: 
Dozent Dr. phil. Heinz H e c k h a u s e n  / M ünste r(Psycho- 
logie), Dozent Dr. rer. nat. G ünter E w a l d /  Mainz (M athe­
m atik), Pi'ivatdozent Dr. phil. W ilhelm R o e ß 1 e r  / Bonn 
(Sozialwissenschaften), Prof. Dr. Georg T e i c h t w e i e r /  
Passau (Moraltheologie) und P rivatdozent Dr. rer. pol. 
H elm ut R e i c h a r d t  / Tübingen (Volkswirtschaftslehre). 
Bonn: Privatdozent Dr. rer. pol. H ans-Jacob K r ü m m e l /  
Saarbrücken (B etriebsw irtschaftslehre) ist zum orden t­
lichen Professor ern an n t worden.
Darmstadt: Privatdozent Dr. rer. pol. E berhard  D ü l f e r  
w urde zum ordentlichen Professor ern an n t; es w urde ihm 
der L ehrstuh l fü r A llgem eine B etriebsw irtschaftslehre 
sowie Industrie- und T reuhandw esen übertragen.
Gießen: Zu ordentlichen Professoren w urden ernannt: 
Prof. Dr. rer. nat. Ulrich S c h ä f e r /  K iel (Anthropologie) 
und P rivatdozent Dr. phil. W ilhelm A lbert von B r u n n /  
Kiel (Ur- und Frühgeschichte).
Kiel: Prof. Dr. sc. pol. W illi A l b e r s  (A grarpolitik und 
M arktlehre) erh ie lt einen Ruf auf den L ehrstuh l für 
A grarpolitik  an der U niversität Göttingen.
Marburg: Prof. Dr. phil. L eonhard F r o e s e  (Erziehungs­
wissenschaft) erh ie lt einen Ruf auf den II. ordentlichen 
L ehrstuh l fü r Pädagogik an der U niversität München. 
München: Prof. Dr. Louis P e r  r  i d o n / Caen, F rankreich, 
w urde zum ordentlichen Professor fü r Allgem eine Be­
triebsw irtschaftslehre m it besonderer Berücksichtigung der 
Vergleichenden B etriebsw irtschaftslehre und der Lehre 
von den öffentlichen B etrieben ernannt.
Münster: O berlandesgerichtsrat Dr. ju r. Johannes W e s ­
s e l s  (Strafrecht) w urde zum ordentlichen Professor e r ­
nann t; es w urde ihm  der L ehrstuh l fü r S trafrech t und 
Prozeßrecht übertragen . — Prof. Dr. med. H erbert B r e t t -  
s c h n e i d e r  (Anatomie) w urde zum ordentlichen P ro ­
fessor ern an n t; es w urde ihm das O rd inaria t fü r Topo­
graphische A natom ie am  K linikum  Essen übertragen. — 
Prof. Dr. phil. M arie-Luise D i 11 r  i c h (Deutsche Philo ­
logie) w urde zur ordentlichen P rofessorin e rnann t; es 
w urde ih r das O rd inaria t fü r Ä ltere G erm anistik  ver­
liehen.
Saarbrücken: Prof. D r.-Ing. G ottfried  E c k a r t  (An­
gew andte Physik und Elektrotechnik) erh ie lt einen Ruf 
auf den ordentlichen L ehrstuh l fü r Theoretische E lek tro ­
technik an der U niversität E rlangen-N ürnberg .
Tübingen: Prof. Dr. ju r. Jü rgen  B a u m a n n  (S traf- und 
Prozeßrecht) erh ie lt einen Ruf auf das O rd inaria t für 
S trafrech t an der U niversität Gießen. — Zu ordentlichen 
Professoren w urden  ernann t: ao. Prof. Dr. rer. nat. E rnst 
B a y e r  (Organische Chemie) und ao. Prof. Dr. rer. nat. 
F riedrich L e n z  (Physik).
Würzburg: Zu ordentlichen Professoren w urden ernannt: 
Dozent Dr. phil. Hans S t e i n i n g e r  / E rlangen-N ürnberg  
(Sinologie) und P rivatdozent Dr. rer. nat. W erner U h l ­
m a n n /  Braunschw eig (Angew andte M athem atik). — 
Prof. Dr. phil. Friedrich S o m m e r  (M athematik) erh ielt 
einen Ruf auf den ordentlichen L ehrstuh l an der U ni­
versitä t Bochum.
b) außerordentliche Professoren
Heidelberg: Privatdozent Dr. rer. nat. G erm an M ü l l e r /  
Tübingen (Mineralogie) w urde zum außerordentlichen P ro ­
fessor ern an n t; es w urde ihm  der außerordentliche L eh r­
stuh l fü r M ineralogie und Petrographie übertragen. 
Münster: Dozent Dr. rer. nat. Thomas K a u f f m a n n /  
D arm stad t (Organische Chemie) w urde zum außero rden t­
lichen P rofessor ernann t; es w urde ihm  das E x tra ­

o rd inaria t fü r Spezialgebiete der organischen Chemie 
übertragen.
c) Honorarprofessoren
Göttingen: B ibliotheksdirektor Dr. phil. W ilhelm G r u n -  
w a 1 d / H annover w urde zum H onorarprofessor ernannt.
d) Wissenschaftliche Räte
Bonn: Prof. Dr. Erich K u k a h n (Archäologie) w urde zum 
W issenschaftlichen R at ernannt.
Hannover (TII): Dr. D. Soc. Sc. W. B a 1 d a m u s w urde zum 
W issenschaftlichen R at e rnann t; gleichzeitig w urde er v er­
pflichtet, das Fachgebiet Industrie- und Betriebssoziologie 
in Vorlesungen und Ü bungen zu vertreten .
Kiel: W issenschaftlicher R at Prof. Dr. med. G erhard 
Z e 1 1 e r  (Pharmakologie) w urde auf den ordentlichen 
L ehrstuhl seines Faches an der Medizinischen Akadem ie 
Lübeck berufen.
e) außerplanmäßige Professoren
Berlin (FU): Zu außerplanm äßigen Professoren w urden 
ernann t: P rivatdozent Dr. med. W olfgang K o r a n s k y  
(Pharmakologie), P rivatdozent Dr. med. F ritz K l e m e n s  
(Augenheilkunde) und Privatdozent Dr. med. Helm ut 
P e n z h o l z  (Neurochirurgie).
Bonn: Prof. Dr. phil. Ingeborg H e i d e m a n n  (Philosophie) 
erh ie lt einen Ruf auf einen L ehrstuhl für Psychologie an 
der Sporthochschule Köln. — Prof. Dr. H ans-D ieter 
Be c k e y (Physikalische Chemie) erh ie lt einen Ruf auf ein 
E x trao rd inaria t seines Faches. — Prof. Dr. rer. nat. Max 
W erner G o t t s c h a l k  (Botanik, insbesondere Genetik 
und Pflanzenzüchtung) w urde auf den L ehrstuh l fü r Ge­
netik  berufen.
Gießen: Zu außerplanm äßigen Professoren w urden e r ­
nann t: P rivatdozent Dr. agr. J. K urt H i n ri c h s en (Tier­
zucht und H austiergenetik) und P rivatdozent Dr. agr. Karl 
H a g e  (Landw irtschaftliche Betriebslehre).
Münster: Prof. Dr. med. habil. Heinrich S c h a d e  (Hum an­
genetik) erh ie lt einen Ruf auf das O rd inariat seines Faches 
an der Medizinischen A kadem ie Düsseldorf.
Würzburg: Zu außerplanm äßigen Professoren w urden e r ­
nannt: P rivatdozent Dr. med. H ans-Joachim  H u f ­
s c h m i d t  (Neurologie, insbesondere klinische Neurologie) 
und P rivatdozent Dr. med. K onstantin  C r  e t i u s (Ge­
burtsh ilfe  und Frauenheilkunde).
f) Dozenten und Privatdozenten
Bonn: P rivatdozent Dr. Udo O b e r e m  (Völkerkunde) 
w urde zum Dozenten ernannt.
Hamburg: Privatdozent Dr. Jens L ü b b e r  t  / H am burg 
erh ie lt einen Ruf auf ein O rd inaria t fü r V olksw irtschafts­
lehre.
Heidelberg: Zu P rivatdozenten  w urden ernann t: Dr. Josef 
R o t h l e i t n e r ,  Wiss. Ass. am  In stitu t fü r theoretische 
Physik, und Dr. phil. M anfred B a m b e c k (Romanische 
Philologie).
Kiel: P rivatdozent Dr. phil. G erhard  S t o l t e n b e r g  
(Neuere Geschichte) w urde zum beam teten Privatdozenten  
ernannt. — Privatdozent Dr. phil. Johannes F l ü g g e  
(Pädagogik) erh ie lt einen Ruf auf den L ehrstuh l seines 
Faches an der U niversität Berlin.
Münster: Zu beam teten  Dozenten w urden ernann t: P riv a t­
dozent Dr. E rnst R e i c h e r t ,  P rivatdozent Dr. Friedrich 
J o n a s ,  P rivatdozent Dr. med. W olfgang R i t z e r  fe 1 d 
(Medizinische Mikrobiologie) und P rivatdozent Dr. rer. nat. 
A lbert H e e s i n g (Organische Chemie).

HABILITATIONEN UND VERLEIHUNG DER 
„VENIA LEGENDI“

Berlin (FU): Die venia legendi w urde verliehen an: Dr. 
med. Wolfgang D i e f e n t h a l  fü r das Fach Innere M edi­
zin, Dr. med. K laus H i e r h o l z e r  fü r das Fach Physio­
logie, Dr. med. Edwin M e y e r r a t k e n  für das Fach 
A ugenheilkunde und Dr. med. H orst-U lfert Z i o 1 k o für 
das Fach Psychologie und Neurologie. — Privatdozent Dr. 
med. Rolf S c h r ö d e r  w urde fü r das Fach Innere M edi­
zin von der U niversität Göttingen an die U niversität B er­
lin um habilitiert.
Darmstadt: Dr. phil. nat. Wolfgang K r e b s  w urde die 
venia legendi fü r das Fach Geologie und Paläontologie 
erteilt.
Freiburg: Die L ehrbefugnis w urde erte ilt an: Dr. Oswald 
H e s s  fü r das Fach Zoologie und Dr. H ans-Jü rgen  H o l t -  
rn e i e r  fü r das Fach Innere Medizin.
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Gießen: Die venia legendi w urde erte ilt an: Dr. med. W il­
helm  K n o t h e fü r das Fach Chirurgie, Dr. phil. Hans 
Dietrich K a h l  fü r das Fach M ittelalterliche Geschichte, 
Dr. phil. K laus Z e r  n a c k fü r das Fach M ittlere und 
N euere Geschichte, Dr. rer. nat. H anna M aria Z i p p e 1 i u s 
für das Fach Zoologie, D r.-Ing. Joachim  E u l e r  für das 
Fach A ngew andte Physik, Dr. rer. nat. W erner D i 11 - 
m a r  fü r das Fach Physikalische Chemie, Dr. agr. Botho 
W o h 1 r  a b fü r das Fach L andeskultur und Dr. agr. Horst 
S e u s t e r  fü r das Fach Landw irtschaftliche Betriebslehre. 
Heidelberg: Dr. med. habil. Hans N o t h d u r f t  w urde 
die venia legendi fü r das Fach Physiologie erteilt. 
Karlsruhe: Die venia legendi w urde erte ilt an: Dr. phil. 
G ünther E i g 1 e r  fü r das Fach Pädagogik und Dr. rer. nat. 
Joachim  K e ß l e r  fü r das Fach Physik.
Kiel: Die venia legendi erh ielten: Dr. K laus Oswald 
T h i e l h e i m  fü r das Fach Physik, Dr. C hristian  V o g e l  
fü r das Fach A nthropologie und Dr. Bodo B a s c h e k für 
das Fach A stronom ie und  theoretische Physik.
Münster: Die venia legendi w urde verliehen an: Dr. med. 
K urt H o f f m a n n  fü r das Fach M edizinische M ikro­
biologie, Dr. med. R otraud  G i e s e k i ng fü r das Fach 
A llgem eine Pathologie und pathologische Anatom ie, Dr. 
med. H ans E i n b r  o d t fü r das Fach Hygiene und A rbeits­
m edizin und Dr. rer. nat. Theodor A c k e r m a n n  für das 
Fach Physikalische Chemie.

LEHRAUFTRÄGE
Bonn: Dr. Dr. Sophronius C I ä s e n  O. F. M. erh ie lt einen 
L ehrauftrag  für M ittelalterliche Fröm m igkeits- und G ei­
stesgeschichte.
Gießen: L ehraufträge w urden erte ilt an: Dr. rer. nat. 
M anfred W e i g e l /  F ra n k fu rt fü r das Fach E lek trodyna­
mik, Dr. med. H ans-H einz E u 1 n e r  fü r das Fach Ge­
schichte der Medizin und Dr. phil. Heinz S ö 1 k e n / F ran k ­
fu rt fü r das Fach A frikanistik .
Münster: Prof. Dr. rer. pol. E rw in S c h e e l e  (W irtschaft­
liche S taatsw issenschaften) erh ie lt fü r die D auer des WS 
1964/65 einen L ehrauftrag  fü r Übung zur K on junk tu r- 
und W achstum stheorie und K lausurenkurse in V olksw irt­
schaftslehre. — L ehraufträge erhielten: O berstud ienrat 
H ans K u h r a u  fü r Griechische und Lateinische Sprache 
und L ite ra tu r und Prof. Dr. phil. Max P i n 1 / Köln fü r das 
Fach M athem atik.

VERTRETUNGEN
Bonn: Prof. Dr. med. Heinz W e i c k er (Kinderheilkunde) 
w urde fü r die D auer des WS 1964/65 m it der V ertretung 
des L ehrstuh ls fü r H um angenetik  beauftrag t. — Prof. Dr. 
E rnst L a n g l o t z  (Klassische Archäologie) w urde fü r die 
D auer des WS 1964/65 m it der V ertretung  des L ehrstuhls 
fü r Archäologie beauftrag t.
Karlsruhe: Dr. Rudolf F r i e d r i c h  w urde m it der V er­
tre tung  des L ehrstuhls fü r Therm ische Ström ungsm aschi­
nen beauftrag t.
Kiel: Prof. Dr. med. H ans Adolf K ü h n  (Innere Medizin) 
w urde m it der vertretungsw eisen  W ahrnehm ung des 
L ehrstuhls fü r Innere Medizin an der Medizinischen A ka­
dem ie Lübeck beauftrag t.
München (TH): Prof. Dr. rer. nat. Heinz G e r  i s c h er 
(Elektrochemie) w urde m it der kom m issarischen W ahr­
nehm ung des außerordentlichen L ehrstuhls fü r E lek tro ­
chemie beauftrag t.

BEURLAUBUNGEN
Berlin (EU): Wiss. Ass. Dr. E. W i e s e n h ü t t e r  ist fü r 
zwei Ja h re  fü r eine T ätigkeit als Protozoologe am  Z en tra ­
len V eterinär-Forschungslaboratorium  in D ar-es-Salam  
beurlaub t worden.
Kiel: Prof. Dr. phil. W erner W i n t e r  (Vergleichende 
indogerm anische Sprachwissenschaft) w urde fü r die Zeit 
vom 1. 10. 64 bis 30. 4. 65 zur Abwicklung von V erpflich­
tungen an der U niversität A ustin/Texas beurlaubt. — 
Prof. Dr. phil. S iegfried L i e n ha  r  d (Indologie) w urde 
w ährend  des WS 1964/65 beurlaubt, um Forschungen in 
Nepal durchzuführen und um  einer E inladung der N ational 
U niversity  of A ustralia in C anberra zu folgen.
Münster: Prof. Dr. theol. Emil L e n g e 1 i n (Liturgiew issen- 
schaft) w urde fü r die D auer des SS 1965 beurlaubt, um 
sich seinen im Landesin teresse liegenden w issenschaft­
lichen A rbeiten  w idm en zu können. — Prof. Dr. phil. E rnst 
L i c h t e n s t e  in (Pädagogik und Philosophie) w urde fü r 
die D auer des WS 1965/66 beurlaubt, um  sich seinen im 
Landesinteresse liegenden Forschungen w idm en zu kön­
nen. — Prof. Dr. rer. nat. K urt H e d d e n (Physikalische 
Chemie) w urde fü r die Zeit vom 1. 9. 64 bis 31. 8. 65

beurlaubt. — Prof. Dr. phil. Heinz G o l l w i t z e r  (Neuere 
und neueste Geschichte) w urde fü r die DA.uer des WS 
65/66 beurlaubt, um sich seinen im Landesinteresse lieg en -_ 
den w issenschaftlichen A rbeiten widmen zLi kqripen.

ABGELEHNTE BERUFUNGEN 
Berlin (FU): Prof. Dr. med. Hans Heinz N a u m a n n  
(Hals-, Nasen-, O hrenheilkunde) h a t den Ruf auf den 
ordentlichen L ehrstuh l seines Faches an der U niversität 
Heidelberg abgelehnt.
Bonn: Prof. Dr. phil. Wolfgang S c h m i d (Klassische P h il­
ologie) ha t den Ruf nach Tübingen abgelehnt.
Göttingen: Prof. Dr. theol. Dr. phil. Wolfgang T r i l l -  
h a a s (Systematische Theologie) ha t den Ruf auf den 
neuerrichteten  L ehrstuhl fü r Christliche W eltanschauung 
an der U niversität München abgelehnt.
Hamburg: Prof. Dr. phil. C arl-Ludw ig F u r c k  (Erzieh­
ungswissenschaft) h a t den Ruf auf ein O rd inaria t seines 
Faches an der W irtschaftshochschule M annheim  abgelehnt. 
Münster: Prof. Dr. theol. F ranz H e s s e  (A lttestam ent- 
liche Theologie und Exegese) h a t den an ihn ergangenen 
Ruf auf das O rd inariat fü r A lttestam entliche Theologie 
an der U niversität E rlangen-N ürnberg  abgelehnt. 
Tübingen: Prof. Dr. phil. Richard B r i n k m a n n  
(Deutsche Philologie) h a t den an ihn ergangenen Ruf auf 
ein O rd inariat fü r Deutsche Philologie an der U niversität 
G öttingen abgelehnt.

AKADEMISCHE EHRUNGEN 
a) Ehrenpromotionen
Bonn: Prof. Dr. agr. Max R o 1 f e s / Gießen (Landw irt­
schaftliche Betriebslehre) w urde die W ürde eines E hren ­
doktors verliehen.
Darmstadt: Prof. O tto K r  a e m e r  / K arlsruhe (Kolben­
maschinen) w urde die W ürde eines Ehrendoktors (Dr. rer. 
nat. h. c.) verliehen.
Frankfurt: Die W irtschafts- und Sozialwissenschaftliche 
F ak u ltä t ha t dem P räsiden ten  der Bundesbank, K arl 
B 1 e s s i n g , die W ürde eines Ehrendoktors verliehen. 
Karlsruhe: Prof. Dr. phil. K urt M a r  t i n/M ünchen w u r­
de die W ürde eines D oktor-Ingenieurs E hren halber ver­
liehen.
Kiel: Die W ürde eines Doktors eh renhalber w urde v er­
liehen an: Prof. Dr. P au l G u g g e n h e i m / Genf, Prof. 
Dr. Max S o r e n s e n  / A arhus und Prof. Dr. med. Unto 
U o t i 1 a / Helsinki.
Münster: Die Medizinische F ak u ltä t verlieh die W ürde 
eines Doktors der Medizin eh renhalber an Prof. Dr. Jean  
P i q u e t / Lille.

GEBURTSTAGE
Bonn: Prof. K arl K i r s t e n  (Kom munale V erw altungs­
lehre, G em eindewirtschaft) vollendete am  17. 2. sein 
75. L ebensjahr. — Prof. Dr. W ilhelm S c h n e i d e r  
(Neuere deutsche Sprach- und Literaturgeschichte) voll­
endete am  12. 2. sein 80. Lebensjahr.
Braunschweig: Prof. Dr.-Ing. K urt L ö h n e r  (Kolben­
maschinen) vollendete am  3. 2. sein 65. Lebensjahr. 
Frankfurt: Prof. Dr. phil. Max H o r k h e i m e r  (Philoso­
phie und Soziologie) vollendete am  14. 2. sein 70. Lebens­
jah r. — Prof. Dr. ju r. Dr. jur. h. c. Dr. rer. pol. h. c. F ranz 
B ö h m  (Bürgerliches, H andels- und W irtschaftsrecht) 
vollendete am 16. 2. sein 70. Lebensjahr.
Freiburg: Prof. Dr. rer. pol. F o lkert W i l k e n  (Volks­
w irtschaftslehre m it Einschluß der F inanzwissenschaft, 
S ta tistik  und Soziologie) vollendete am  2. 2. sein 75. Le­
bensjahr.
München: Prof. Dr. theol. Dr. phil. h. c. Romano G u a r -  
d i n i (Christliche W eltanschauung und Religionsphiloso­
phie) vollendete am 17. 2. sein 80. Lebensjahr.
Tübingen: Prof. Dr. phil. Dr. h. c. W alter H ü c k e l  (Phar­
mazeutische Chemie) vollendete am  18. 2. sein 70. Lebens­
jahr.
Würzburg: Prof. Dr. phil. Hans M e y e r  (Philosophie und 
Pädagogik) vollendete am  18. 12. 64 sein 80. Lebensjahr.

TODESFÄLLE
Hannover (TH): Prof. Dr.-Ing. Felix C o l l o r i o  ist am 
6. 1. im A lter von 69 Jah ren  verstorben.
Kiel: Prof. Dr. phil. K arl W. R o s e n m u n d  (Pharm a­
zeutische Chemie) ist am 8. 2. im A lter von 81 Jah ren  v e r ­
storben.
Würzburg: Prof. Dr. phil. W ilhelm E n ß 1 i n (Alte Ge­
schichte) ist am 8. 1. im A lter von 80 Jah ren  verstorben.
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ASTA d. Aus Wissenschaft und Kultur hören Sie:

Rof&rftt f .  Hochschu[fragen
Aus Wissenschaft und Forschung. (Deutschlandfunk, 17.30) 
Der Wissenschaftliche Bericht (Bayer. Rdf. S tudienpro ­
gram m , 20.45).

25. 2
Bücher aus dem Bereich der Naturwissenschaft. B espro­
chen von Prof. Dr. H. D. H ard t (SDR, 15.45).
Forscher zu Gast. Gespräch m it dem W irtschaftsw issen­
schaftler Dr. Josef W allraff über sinnvolle und sinnlose 
A rbeit (ö sterr. Rdf. II, 17.15).
Bildungsfragen der Gegenwart. G estaltete und gestaltende 
Umwelt. Man.: Dr. Christoph A ndritzky (Hess. Rdf. II,

17.15).
Zeitfunk aus Forschung und Technik (SWF. II, 17.45). 
Studentenfunk. Sem esterbilanz der politischen S tuden ten ­
gruppen (Hess. Rdf. II, 20.45).
Das Heidelberger Studio. Von der V erantw ortung des 
N aturw issenschaftlers. G esam m elte V orträge von Prof. Dr. 
Max Born. 8. Vom Segen und Unsegen der W eltraum fahrt 
(SDR. II, 21.00).
Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Umschau 
(SDR. II, 21.20).
Internationale Rundfunk-Universität. 1. Das Geld in Ge­
schichte und  Gegenwart. G rundfragen der W ährung. Von 
P rof Dr. Heinz S auerm ann /F rankfu rt. — 2. E rfahrungen 
m it K ulturgütern . Von Tomokichi Iwasaki. — 3. Der zeit­
genössische Rom an: F landern . L iterarische Experim ente. 
Von B ernhard  Kemp (Hess. Rdf. II, 22.00).

26. 2.
Die Internationale Radiouniversität. U niv.-Prof. Dr. Theo­
dor W. A dorno/Frankfurt: A nm erkungen zum philosophi­
schen Denken (2) (ö ste rr. Rdf. II, 14,35).

27. 2.
Studentenehen im Zwielicht des Wohlstandes. Ein Z eit­
funkbericht von Friedrich Maeschke (SDR. II, 15.00).
600 Jahre Wiener Universität. U niv.-Prof. Dr. W alter 
K raus (ö sterr. Rdf. II, 18.30).
Kulturpolitischer Kommentar. Von Prof. Dr. H ans W enke/ 
H am burg (NDR II, 21.05).

28. 2.
Lebendige Wissenschaft. Prof. Dr. Ludwig R aiser/Tübin ­
gen: A llgem eine B ildungsfragen (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universitäten. Prof. Joachim  H. 
Knoll: W issenschaft und Ö ffentlichkeit (SWF, 10.30).

1. 3.
Der wissenschaftliche Bericht (Bayer. Rdf. II, 19.30).
Aus Wissenschaft und Technik. Exobiologie — eine neue 
W issenschaft (NDR II, 19.35).

2. 3.
Ein Leben für die Wissenschaft: Hans Pirchegger. Mit dem
Professor fü r österreichische Geschichte an der U niver­
sitä t Graz spricht Dr. K arl Logar (österr. Rdf./Graz, 
14.25).
Der Essay in unserer Zeit. Man.: Prof. F ranz Taucher 
(Österr. Rdf. II, 16.00).
Wissenschafts-Notizen (Radio Brem en II, 21.05).

3. 3.
600 Jahre Wiener Universität. Aus der Forschungsarbeit 
unserer Hochschulen. U niv.-Prof. Dr. W ilhelm K ühnelt: 
G egenw artsaufgaben der Zoologie (österr. Rdf. II, 17.15). 
Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 17.30).

4. 3.
Aus Wissenschaft und Forschung (Deutschlandfunk, 10.10). 
Wirtschaftspolitische Probleme der Inflation. Von Univ.- 
Prof. Dr. Adolf N ußbaum er/G raz. A ufgenom m en bei den 
20. In ternationalen  Hochschulwochen in Alpach 1964 
(ö sterr. Rdf. II, 15.30).
600 Jahre Wiener Universität. Forscher zu Gast. Ein Ge­
spräch m it U niv.-Prof. Dr. Richard P ittioni über U r- und 
Frühgeschichte an der U niversität Wien (ö sterr. Rdf. II,

17.15).
Bildungsfragen der Gegenwart. Das persönliche Engage­
m ent als Ziel der politischen Bildung. V ortrag von Prof. 
Dr. E rnst Schütte (Hess. Rdf. II, 17.15).
Zeitfunk aus Forschung und Technik. (SWF II, 17.45).
Die Vorlesung. Prof. Dr. Richard Haas/Fi'eiburg: Seuchen 
im W andel der gesellschaftlichen S tru k tu r (Hess. Rdf. II, 
20.05).
Von den Universitäten. (Hess. Rdf. II, 20.35).
Das Heidelberger Studio. Von der V erantw ortung des N a­
turw issenschaftlers. G esam m elte V orträge von Prof. Dr. 
Max Born. 9. Physik und Politik  (SDR II, 21.00).
Forum der Wissenschaft. 1. H erbert R uland: Vorstoß ins 
E rdinnere. 2. Thor Nielsen: Menschen als V ersuchskanin­
chen. 3. Ingolf Jungclaus berichtet aus wissenschaftlichen 
Zeitschriften (Radio Brem en II, 21.30).
Aus Wissenschaft und Technik. Die wöchentliche Umschau 
(SDR II, 21.35).
Internationale Rundfunk-Universität. 1. Die S purenele­
m ente. Von Didier B ertrand/P aris. — 2. Holz und Papier. 
Holz als Rohstoff. Von Prof. Dr. O tto H ärtl/G raz. — 3. Das 
Z uiderzee-Projekt. Der Schutz des Landes. Von A drian 
Volker (Hess. Rdf. II, 22.00).
Aus wissenschaftlichen Zeitschriften (WDR II, 22.15).

II, 22.15).
Aus dem Hochsschulleben. K om m entare und Berichte (SDR 
II, 22.40).

5. 3.
Aus Naturwissenschaft und Technik (WDR, 17.20). 
Wissenschafts-Notizen (Radio Brem en II, 21.05).

6. 3.
Die Spektralanalyse, ihre Entwicklung und Bedeutung.
Von U niv.-Prof. Dr. W alter Gerlach/M ünchen (österr. 
Rdf. II, 17.10).
600 Jahre Wiener Universität. U niv.-Prof. Dr. Wilhelm 
K ühnelt: B em erkungen über die A rbeit der evangelisch­
theologischen F aku ltä t (Österr. Rdf. II, 18.30).

7. 3.
Lebendige Wissenschaft. Prof. Dr. Hans Selye / M ontreal: 
S tress als K rankheitsursache (SDR, 10.05).
Die Aula, die Stunde der Universitäten. Prof. H erm ann 
Lübbe: Spinoza und das Problem  der Toleranz (SWF, 10.30).

8. 3.
Aus Wissenschaft und Technik. Süßw asser aus dem Meer. 
Von H anna K ellner (NDR II, 19.35).
Die Vorlesung. Das Germ anische in den rom anischen 
Sprachen. Von Prof. Dr. H arri M e ie r/B o n n  (WDR III, 
20 .00) .

Die Internationale Radiouniversität. Das Geld in Ge­
schichte und G egenw art (1). U niv.-Prof. Dr. Heinz S auer­
m an n /F ran k fu rt (Main): Seine Entstehung und Entw ick­
lung (Österr. Rdf. II, 14.35).

Die Bundesrepublik — ein Land ohne Zukunft? U n­
gleichheit der Bildungschancen — regional. Von Heinrich 
K albfuß (Saarl. Rdf., 21.00).
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